
1816 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Finanzausschusses 

über die Regierungsvorlage (1701 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuer­
gesetz 1988, das Körperschaftsteuergesetz 1988, 
das Umgrundungssteuergesetz, das Bewertungs­
gesetz 1955, das Normverbrauchsabgabegesetz 
und das Weinsteuergesetz 1992 geändert 

werden, sowie 

über den Antrag 619/ A der Abgeordneten 
Mag. Ericb Schreiner und Genossen betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Wein-

steuergesetz 1992 geändert wird 

Die Regierungsvorlage hat im Bereich der 
betroffenen Steuergesetze eine Anpassung an die 
Normen der Europäischen Union zum Ziel. Den 
Schwerpunkt der Regierungsvorlage bildet die· 
Umsetzung der Mutter-Tochter-Richtlinie sowie 
der Fusionsrichtlinie im österreichischen Ertrag­
steuerrecht. überdies werden im Einkommensteu­
ergesetz, im Bewertungsgesetz sowie im Normver­
brauchsabgabegesetz bestimmte Neuerungen aus 
dem Bereich der Umsatzsteuer (insbesondere das 
Binnenmarktkonzept) eingearbeitet. Die in der 
derzeitigen Konzeption dem Recht der Euro­
päischen Union nicht bekannte Weinsteuer läuft 
mit dem Wirksamwerden des Beitritts aus. 

Die Abgeordneten Mag. Erich S c h r ein e r 
und Genossen haben am 20. Oktober .1993 den 
Antrag 619/ A im Nationalrat eingebracht. 

Der Finanzausschuß hat die erwähnten Vorlagen 
in seiner Sitzung am 6. Juli 1994 in Verhandlung 
genommen. In der Debatte ergriffen die Abge­
ordneten Mag. Erich S·c h r ein er, Dr. Martin 
Bar t e n s t ein, Mag. Dr. Madeleine Pet r 0 v i c, 
Dipl.-Ing. Richard Kai s e r sowie der Bundes­
minister für Finanzen Dkfm. Ferdinand La c i n a 
das Wort. 

Die Abgeordneten Dkfm. Dr. Günter S turn m -
voll und Dr. Ewald No w 0 t n y brachten einen 
Abänderungsantrag ein, der wie folgt begründet 
war: 

»Zu Z 2 (Art. I Z 1): 

Die Neuformulierung stellt sicher, daß der 
derzeitige Anwendungsbereich der pauschalen 
Forderungswertberichtigung auch nach den Ände­
rungen im UStG 1994 inhaltlich erhalten bleibt. 

Zu Z 3 und 4 (Art. I Z 3 und 3 a): 

Im Interesse eines unmittelbaren Zugangs der 
Normadressaten zum .innerstaatlich übernommenen 
Rechtsgut der Mutter-Tochter-Richtlinie wird eine 
nähere Umschreibung der von der Richtlinie 
umfaßten EU-Gesellschaften in einem Anhang 2 
zum Einkommensteuergesetz 1988 vorgenommen. 
Überdies wird klargestellt, daß es sich bei dem in 
§ 94 a Abs. 2 verwendeten Mißbrauchsbegriff um 
jenen im Sinne der BAO handelt. 

. Zu Z 5 und 6 (Art. 11 Z 1 und 2): 

Zunächst wird auch bei Umsetzung der Mutter­
Tochter-Richtlinie im Körperschaftsteuerrecht der 
unmittelbare Zugang des Normadressaten zum 
übernommenen Rechtsgut ermöglicht (siehe 
Begründung zu Z 4). Im Interesse einer näheren 

. Determinierung jener Fälle, in denen es zu einem 
Methodenwechsel kommen soll, werden im 
Gesetzestext dazu konkretere Aussagen getroffen. 
Es wird damit eine allgemeine Umschreibung jener 
Tatbestände vorgenommen, in denen eine Miß­
brauchsvermeidung Platz greifen soll. Von einer 
der österreichischen Körperschaftsteuer nicht ver­
gleichbaren ausländischen Steuer wird in der Regel 
dann gesprochen werden können, wenn auf das -
nach dem KStG 1988 ermittelte - Einkommen der 
ausländischen Körperschaft nicht eine vergleich­
bare Steuer von mehr als 15% entfällt. Schließlich 
soll durch Entfall des Erfordernisses einer ununter­
brochenen Beteiligung gewährleistet werden, daß 
eine unterjährige Veräußerung einer Schachtelbe­
teiligung nicht zur Versagung des Schachtelprivi­
legs für die Ausschüttungen des Veräußerungs­
jahres führt. 
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2 1816 der Beilagen 

Zu Z 7 his 13 (Art. 1II): 

Im Interesse eines unmittelbaren Zugangs der 
Normadressaten zum innerstaatlichen übernomme­
nen Rechtsgut der Fusionsrichtlinie wird eine 
nähere Umschreibung der von der Richtlinie 
umfaßten EU-Gesellschaften in einem Anhang 
zum Umgründungssteuergesetz vorgenommen: 
überdies wird das Aufwertungswahlrecht bei 
Auslandsfusionen auf die neu in den Art. I 
eingebundenen "sonstigen Vermögensteile" aus­
geweitet. 

Zu Z 14 (Art. IV Z 1): 

Die Neuformulierung stellt sicher, daß der 
derzeitige Anwendungsbereich des pauschalen 
Förderungsabschlags auch nach den Anderungen 
im UStG 1994 inhaltlich erhalten bleibt. 

Zu Z 15 (Artikel VII, VIII, IX und X): 

Art. VII Z 1 (§ 1 Ahs. 1): 

Mit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Union fallen die innergemeinschaftlichen Zoll­
grenzen weg. Es ist daher notwendig, beim Import 
von Rohölen und Erdölprodukten aus dem Bereich 
der Europäischen Union den Steuertatbestand der 
Einfuhr zu ersetzen. Ähnlich dem mit dem UStG 
1994 umgesetzten Binnenmarktkonzept, das in 
derartigen Fällen die Einfuhrumsatzsteuer durch 
eine Erwerbsbesteuerung ersetzt hat, tritt auch bei 
der Sonderabgabe bei Importen aus dem Binnen­
markt an die Stelle des Einfuhrtatbestandes ein 
Erwerbstatbestand. Der neu eingefügte Erwerbs­
tatbestand lehnt sich durch den allgemeinen 
Verweis auf den Anhang zu § 29 Abs. 8 UStG 
1994 bewußt eng an den innergemeinschaftlichen 
Erwerb im Sinne des UStG 1994 an. Es fließen 
damit sämtliche Bestimmungen des UStG 1994 ein, 
die für den innergemeinschaftlichen Erwerb 
Bedeutung haben (zB Erfordernis der Unterneh­
mereigenschaft sowohl bei Lieferer und Abnehmer, 
Erwerbsfiktion bei innergemeinschaftlicher Ver­
bringung, übernahme von SteuerfreisteIlungen 
und Einfuhrbefreiungen - siehe insbesondere 
Art. 6 Abs. 2 Z 3 UStG 1994, keine Steuerpflicht 
bei bloßer Durchfuhr von Rohölen und Erdöl­
produkten). Im Interesse einer leichten Hand­
habbarkeit der Steuer führt der neue Tatbestand 
des innergemeinschaftlichen Erwerbes dazu, daß 
die Sonderabgabe beim innergemeinschaftlichen 
Erwerb "automatisch" immer dann zu entrichten 
ist, wenn für den innergemeinschaftlichen Erwerb 
auch Umsatzsteuer zu bezahlen ist. 

Der Gegenstand der Sonderabgabe von Erdöl ist 
im Hinblick auf den EU-Beitritt nach Positionen 
und Unterpositionen der Kombinierten Nomenkla­
tur der Europäischen Gemeinschaft definiert. . 

Art. VII Z 2 (§ 2 Ahs. 3): 

Die Gleichschaltung der Steuerschuldentstehung 
mit jener bei der Umsatzsteuer soll ebenfalls der 
möglichst einfachen Handhabung der Abgabe 
dienen. 

Art. VII Z 3 und 4 (§ 3 Ahs. 1, § 4 Z 2): 

Die Maßeinheit ist bei Rohöl wie bisher das 
Eigengewicht in Kilogramm, während bei Erdöl­
produkten das Volumen in Liter als Maßeinheit 
zur Anwendung kommt. Diese Änderung dient der 
Vereinfachung, weil auch bei der Mineralölsteuer 
bei Erd6lprodukten als Maßeinheit nunmehr Liter 
anstatt Kilogramm verwendet werden. Der bishe­
rige Steuers atz von 8% wird mit einem ,Umrech­
nungsfaktor' von 0,75 auf 6% ·reduziert. In diesem 
,Umrechnungsfaktor' kommt das durchschnittliche 
Verhältnis von Kilogramm zu Liter bei den 
besteuerten Erdölprodukten zum Ausdruck. Da 
der konkrete Umrechnungsfaktor von Kilogramm 
auf Liter bei Dieselkraftstoff etwas höher (rund 
0,84) ist, wird Dieselkraftstoff in Zukunft relativ 
geringer: besteuert als bisher. 

Art. VII Z 5 und 6 (§ 5 Ahs. 1, §§ 6 und 7): 

Es handelt sich dabei um Zitierungsanpassungen. 

Art. VII Z 7 (§ 8 Ahs. 1): 

Die Geltungsdauer der Abgabe wird um ein Jahr 
bis Ende 1996 verlängert. 

Art. VIII Z 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 11, 13, 14, 15, 17, 
21, 23, 24, 25, 26, 27 (§ 1 lit. a, § 2 lit. h, § 4 
Ahs. 2 lit. d, § 45 a, § .68, § 69, § 73 Abs. 2, § 122 
Abs. 1, § 145, § 154, § 155 Ahs. 1, § 156 Abs. 1, 
§ 207 Abs. 2, § 210 Abs. 3, § 245 Abs. 1, §§ 314 
his 316): 

Im wesentlichen liegen Anpassungen an die 
anläßlich des Beitritts der Republik Österreich zur 
Europäischen Union erfolgenden Änderungen im 
Bereich der Zölle, der sonstigen Eingangs- und 
Ausgangsabgaben, der Monopole, der Verbrauch­
steuern sowie im Bereich des Umsatzsteuerrechts 
vor. 

Art. VIII Z 8 und 9 (§ 86 a): 

Terminologisch erfolgt eine Anpassung an § 13 
Abs.1 AVG. 

Weiters wird die Möglichkeit geschaffen, durch 
Verordnung vorzusehen, daß sich die Partei bei 
Anbringen an die Abgabenbehörde einer übermitt­
lungsstelle bedienen darf. 
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Art. VIII Z 10 (§ 111 Abs. 3): 

Die Anhebung des Betrages berücksichtigt 
insbesondere die Geldwertentwicklung seit der 
durch die BAO-Novelle 1980 erfolgten Erhöhung.-

Art. VIII Z 12 (§ 125 Abs. 1): 

Neben den durch den Beitritt der Republik 
Österreich zur Europäischen Union erforderlichen 
Anpassungen wird zur Vermeidung von Lücken im 
Bereich der BuchführungspfIicht die Herausnahme 
von Mietumsätzen auf jene Fälle beschränkt, in 
denen die Vermietung bloß Nebenzweck ist. 

Art. VIII Z 16 und 22 (§ 209 a Abs. 2, § 304): 

Die Änderungen tragen denBedenke~ des 
VfGH (10. März 1994, B 1401192) Rechnung, 
wonach die Partei bei einer Wiederaufnahme des 
Verfahrens auf Aritrag in bestimmten Fällen 
hinsichtlich der Frist schlechter gestellt ist als die 
Abgaberibehörde bei einer Wiederaufnahme von 
Amts wegen. -

Die Neuregelung sieht vor, daß die Partei -
unabhängig davon, ob die eine amtswegige 
Wiederaufnahme ausschließende Verjährungsfrist 
im Einzelfall ein, drei, fünf oder zehn Jahre beträgt 
- innerhalb einer "potentiellen" Verjährungsfrist 
von zehn Jahren einen Antrag auf Wiederauf­
nahme des Verfahrens stellen kann, ohne daß der 
Eintritt der Verjährung der Bewilligung der 
Wiederaufnahme entgegensteht. Selbst ein nach 
diesem Zeitpunkt eingebrachter Antrag ermöglicht 
die Bewilligung der Wiederaufnahme, wenn der 
Antrag innerhalb von fünf Jahren ab Rechtskraft 
des das Verfahren abschließenden Bescheides 
eingebracht wird. 

Art. VIII Z 18 und 19 (§ 210 Abs.6; § 212 a 
Abs. 6 lit. b, § 217 Abs. 4, 5 und 6, § 228): 

Die durch die BAO-Novelle 1980 geschaffene 
Nachfrist erwies sich im Hinblick auf die damalige 
Rechtslage, wonach ein Zahlungserleichterungsan­
suchen nur dann zeitgerecht war, wenn es 
spätestens eine Woche vor Fälligkeit eingebracht 
wurde, als erforderlich. Da nach der geltenden 
Rechtslage ein spätestens am Fälligkeitstag einge­
brachtes Zahlungserleichterungsansuchen rechtzei­
tig ist, besteht für die Beibehaltung dieser Nachfrist 
keine Notwendigkeit. . 

Anläßlich der Änderung der Fälligkeiten für 
Einkommensteuer-Vorauszahlungen durch BGBL 
Nr. 818/1993 unterblieb eine dem § 22 Abs. 3 . 
GewStG bzw. dem § 18 Abs. 2 VStG vergleichbare 
Sonderregelung. Die Aufhebung des § 210 Abs. 6 
erfolgt somit auch im Interesse der Einheitlichkeit 
der Rechtsordnung. 

Art. VIII Z 20 (§ 230 Abs. 2): 

Im. Erkenntnis vom 10. März 1994,93/15/0036, 
hat der VwGH - entgegen der Auffassung des 
Bundesministeriums für Finanzen - die Ansicht 
vertreten, daß § 230 Abs. 2 BAO auf die bei 
Nichtstattgabe eines zeitgerechten Aussetzungsan­
trages zustehende Frist des § 218 Abs. 5 BAO nicht 
anwendbar ist und damit Einbringungsmaßnahmen 
zulässig sind. Die Erweiterung des Anwendungs­
bereiches des § 230 Abs. 2 BAG dient der 
Beibehaltung der bisherigen parteifreundlichen 
Verwaltu.1gspraxis. 

Art. IX Z 1 (§ 2 Abs. 3): 

Diese Bestimmung wird aus dem Zollgesetz 1988 
übernommen. 

Art. IX Z 2, 4 und 5 (§§ 3 und 4): 

Die bisher den Finanzämtern zugeordneten 
Aufgaben im Zusammenhang mit Verbrauchsteu­
ern und Monopolvorschriften (das Glücksspielmo­
nopol ausgenommen) sowie dem Altlastenbeitrag 
gehen auf die Hauptzollämter über. 

Art. IX Z 3 (§ 3 Abs. 3): 

Durch diese Verordnungsermächtigung soll es 
nicht zuletzt auch im Interesse des Steuerzahlers 
möglich sein, zeitnahe einer infolge der wirtschaft­
lichen Entwicklung eintretenden Verschiebung der 
Arbeitsbelastung zwischen einzelnen Finanzämtern 
entsprechen und räumliche und personelle Res­
sourcen besser nutzen zu können. 

Art. IX Z 7 (§§ 14, 14 a, 14 b): 

Zu § 14: 

Da es sich schon bisher als zweckmäßig 
herausgestellt hat, die Hausbeschaubereiche der 
'zollämter nicht mit den Grenzen der Bundesländer 
übereinstimmend festzulegen, wird die Möglichkeit 
geschaffen, Ortsgemeinden dem Bereich eines 
anderen Hauptzollamtes zuzuweisen. Die Zustän­
digkeiten der Hauptzollämter werden im Abs. 3 
gen au festgeschrieben, wobei neben den Ver­
brauchsteuern und den Monopolvorschriften auch 
die Erhebung des Altlastenbeitrages den Haupt­
zollämtern zugewiesen wird. Das Zollamt Salz­
burg/Erstattungen wird außerdem im Rahmen des 
Marktordnungsrechtes bundesweit zur Durchfüh­
rung des Verfahrens für Ausfuhrerstattungen 
zuständig sein. 

Zu § 14 a: 

Den Hauptzollämtern werden je nach Bedarf 
weitere Zollstellen zugewiesen, die in eine 
Verördnung zur Durchführung des Abgabenver­
waltungsorganisationsgesetzes aufgenommen wer­
den. Für die Vollziehung der übergangsregelungen 
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des Beitrittsvertrages im Bereich des Straßengüter­
verkehrs werden Kontrollposten mittels Verord­
nung eingerichtet werden. 

Den Zollämtern erster Klasse. wird neben der 
umfassenden Befugnis der Abfertigung von Waren 
auch. die Befugnis zur Ausübung der amtlichen. 
Aufsicht in Verbrauchsteuer- und Monopolangele­
genheiten zugewiesen. Bei entsprechendem wirt­
schaftlichen Bedarf ist ihnen für die Vollziehung 
dieser Angelegenheiten auch ein örtlicher Bereich 
zuzuweisen. 

Die Zollämter zweiter Klasse sind im wesentli­
chen nur zur Abfertigung von Waren im Reise­
verkehr und von Waren bis zu einem Wert von 
50 000 S im gewerblichen Verkehr befugt. 

Je nach Bedarf werden auch Zweigstellen von 
Zollämtern errichtet werden. An Nebenwegen 
können, wie dies bisher nach dem Zollgesetz 
1988 möglich war, Zollposten eingerichtet werden. 

Zu § 14 b: 

Die Absätze 1 und 2 enthalten im Interesse der 
Flexibilität alle erforderlichen Ermächtigungen zu 
Änderungen der Organisationsform der Zollstellen, 
ausgenommen die im Gesetz erwähnten Haupt­
zollämter, sowie die Möglichkeit, Zollstellen auch 
im Ausland zu errichten. 

Weiters wird die bisher in der Verordnung zur 
Durchführung des Abgabenverwaltungsorganisati­
onsgesetzes enthaltene Bestimmung zur Konzentra­
tion der Verfahren zur Vorschreibung und 
Einhebung der Abgaben und Nebenansprüche 
übernommen. 

Schließlich wird die Möglichkeit geschaffen, von 
Hauptzollämtern Zuständigkeiten zu Zollämtern 
erster Klasse auszulagern, wenn dies den Bedürf­
nissen der Wirtschaft dient und auch verwaltungs­
organisatorisch zweckmäßig ist, insbesondere um 
soziale Härten infolge ansonsten notwendig 
werdender Versetzungen von Bediensteten zu 
vermeiden. 

Die Bestimmung des Abs. 5 dient lediglich der 
Klarstelhmg. 

Art. X Z 1 (§ 2 Abs. 1 und 3): 

Aus der Übernahme des Zollrechts der Euro­
päischen Union ergibt sich, daß bisher bundes­
rechtlich geregelte Abgaben durch das Gemein­
schaftsrecht der Europäischen Union geregelt 
werden. Da auch diese Abgaben durch die 
Abgabenbehörden des Bundes zu erheben sind, 
sind sie auch dem Anwendungsbereich des 

• Finanzstrafgesetzes zu unterstellen. 

Die Änderung im Abs. 3 ist durch die Umbe­
nennung des bisherigen Branntweinmonopols im 
Entwurf des Alkohol - Steuer und Monopolge­
setzes erforderlich. 

Art. X Z 2 (§ 5 Abs. 2): 

Durch den Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Union geht das bisherige österreichische Zollgebiet 
im Zollgebiet der Gemeinschaft auf. Dadurch 
können im Inland Zollvergehen entdeckt werden, 
die in einem anderen Mitgliedstaat der Gemein­
schaft begangen wurden. Da in solchen Fällen die 
österreichischen Zollämter auch die Eingangsab­
gaben festzusetzen haben, soll auch die Verfolgung 
solcher Zollvergehen im Inland möglich sein. 

Weiters sollen im § 5 über die schon bisher 
erfaßten Finanzvergehen bei vorgeschobenen Zoll­
ämtern hinaus alle gegenüber einem auf Grund 
eines zwischenstaatlichen Vertrages im Ausland 
einschreitenden österreichischen Zollorgan began­
genen Finanzvergehen erfaßt werden, sodaß die 
Anführung der vorgeschobenen Zollämter entbehr­
lich ist. 

Art. X Z 3 (§ 17 Abs. 2, 4 und 6): 

Auf die im § 17 Abs. 2 lit. c Z 3 enthaltene 
Verfalls bestimmung betreffend Erzeugnisse aus 
geschmuggelten usw. Branntwein soll verzichtet 
werden, da bei zwischenzeitiger Verarbeitung von 
derartigem Branntwein gemäß § 19 Abs. 1 jeden­
falls auf Wertersatz zu erkennen ist und überdies 
der Gesetzestext durch diese Verfallsbestimmung, 
die auch in den Strafdrohungen der §§ 33, 37, 44 
und 46 wiederkehrt, belastet wird. 

Die Änderungen in den Abs. 4 und 6 tragen dem 
neuen Begriff des Alkoholmonopols Rechnung. 

Art. X Z 4 (§ 23 Abs. 6): 

Die Erweiterung der Strafbefugnis auf im 
Ausland begangene Finanzvergehen erfordert eine 
Bestimmung über die Anrechnung im Ausland 
erlittener Strafen, zumal ein und dieselbe Tat 
betreffendes Strafverfahren im Ausland nicht 
ausgeschlossen werden kann. 

Art. X Z 5 (§ 29 Abs. 4): 

Die Änderung trägt dem neuen Begriff des 
Alkoholmonopols Rechnung. 

Art. X Z 6 (§ 33 Abs. 6): 

Die neuen Alkoholsteuervorschriften sehen 
anstelle des Branntweinaufschlages die Alkohol­
steuer vor. Der Begriff des Branntweinaufschlages 
ist daher aus dem Finanzstrafgesetz zu beseitigen. 
Einer ausdrücklichen Nennung der Alkoholsteuer 
bedarf es nicht, da diese im § 1 Abs. 1 des 
Entwurfes des Alkohol - Steuer und Monopolge­
setzes als Verbrauchsteuer bezeichnet wird. Im 
übrigen trägt die Neufassung der Änderung der 
Verfallsbestimmungen Rechnung. 
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Art. X Z 7 (§ 35): 

Die Änderungen betreffen Anpassungen an das 
Zollrecht der Europäischen Union: In den Abs. 1 
und 2 Anpassungen an das Zollschuldrecht des 
Zollkodex; im Abs. 4 Anpassungen an die Begriffe 
des Regelzollsatzes und des Präferenzzollsatzes. 
Abs. 5 entfällt infolge Fehlens einer entsprechenden 
zollschuldrechtlichen Bestimmung im Zollkodex. 
Abs. 3 ist unverändert. 

Art. X Z 8 (§ 36 Abs. 4): 

Die Änderung trägt dem Wegfall des § 35 Abs. 5 
Rechnung. 

Art. X Z 9 (§ 37 Abs. 1, 2 und 5): 

Aus dem Umstand, daß der geltende § 37 Abs. 1 
ausdrücklich nur Erzeugnisse aus Branntwein, nicht 
aber andere Erzeugnisse aus· Sachen, hinsichtlich 
welcher ein Schmuggel, eine Verzollungsumge­
hung, eine Verkürzung von Verbrauchsteuern oder 
von Eingangs- oder Ausgangsabgaben begangen 
wurden, nennt, könnte abgeleitet werden, daß 
Erzeugnisse aus solchen Sachen - ausgenommen 
Branntwein - nicht Gegenstand der Abgabenheh­
lerei sein können. Da diese Auffassung unbefriedi­
gend wäre, weil nach Vornahme einer Spezifika­
tion der Schmuggelware der Hehler trotz Kenntnis 
der V ortat straflos wäre, soll Abs. 1 ganz allgemein 
Erzeugnisse aus Sachen, die Gegenstand eines 
einschlägigen Finanzvergehens waren, erfassen. 
Dadurch wird die Sonderbestimmung betreffend 
Erzeugnisse aus Branntwein entbehrlich. 

Bei den übrigen Änderungen handelt es sich um 
Anpassungen gemäß den zu den §§ 17 und 33 
gegebenen Erläuterungen. 

Art. X Z 10 (§ 38 Abs. 1): 

Die Änderungen betreffen Anpassungen an die 
vorgeschlagenen Änderungen der §§ 17 und 33. 

Art. X Z 11 (§§ 42 und 43): 

Da Einnahmen des Branntweinmonopols und 
des Salzmonopols in den einschlägigen Monopol­
bestimmungen künftig nicht mehr vorgesehen sind, 
haben die darauf Bezug habenden Finanzvergehen 
zu entfallen. 

Art. X Z 12 (§ 44): 

Die im geltenden § 44 Abs. 1 lit. a und b 
enthaltenen Differenzierungen zwischen Eingriffen 
in die Rechte des Branntweinmonopols und solche 
in die Rechte des Salzmonopols und des 
Tabakmonopols sind künftig zufolge der Neu­
gestaltung der einschlägigen Alkoholmonopolbe­
stimmungen nicht mehr erforderlich. Die lit. a und 
b sollen daher zusammengefaßt werden. Auch soll 
das Durchfuhrverbot im Abs. 1 lit. c entfallen, da 
es ein solches im Bereich der Monopole nicht mehr 

geben wird. Die übrigen Änderungen betreffen 
Begriffsanpassungen an die neuen Monopolvor­
schriften. 

Art. X Z 13 (§ 45): 

Die Änderung der überschrift trägt dem neuen 
Begriff des Alkoholmonopols Rechnung. 

Art. X Z 14 (§ 46): 

Die vorgeschlagenen Änderungen des Tatbe­
standes der Monopolhehlerei entsprechen jenen des 
Tatbestandes der Abgabenhehlerei und tragen im 
übrigen dem Wegfall der §§ 42 und 43 Rechnung. 

Art. X Z 15 (§ 47 Abs. 1): 

Die Änderung trägt der Aufhebung des § 42 
Rechnung. 

Art. X Z 16 (§ 48 a): 

Infolge Aufhebung des Integrations-Durchfüh­
rungsgesetzes 1988 im Zuge der Anpassungsmaß­
nahmen an das Zollrecht der Europäischen Union 
sind die Strafbestimmungen des § 16 dieses 
Gesetzes mit notwendigen Begriffsanpassungen als 
§ 48 a in das Finanzstrafgesetz zu übernehmen. 

Art. X Z 17 (§ 51 Abs. 1): 

Die Änderungen betreffen Anpassungen an das 
Zollrecht der Europäischen Union und den 
Wegfall des Zollgrenzbezirkes im Zollrecht. 

Art. X Z 18 (§ 53 Abs. 2): 

Die Änderungen tragen der Neufassung der 
Abgabenhehlerei Rechnung. 

Art. X Z 19 (§ 58 Abs. 1): 

Die Änderungen ergeben sich aus der vorgese­
henen Änderung des Abgabenverwaltungsorganisa­
tionsgesetzes, welches im §. 14 den Amtsbereich der 
Hauptzollämter regelt und diesen die Erhebung 
der Verbrauchsteuern und die Vollziehung der 
Monopolvorschriften zuweist. Diese Zollämter 
sollen daher auch für die Verfolgung darauf 
Bezug habender Finanzvergehen zuständig sein. 

Art. X Z 20 (§ 82 Abs. 3): 

Als verfahrensrechtliche Ergänzung zur vorge­
schlagenen Anrechnungsbestimmung des § 23 
Abs. 6 soll entsprechend der Regelung des § 34 
Abs. 2 StPO die Finanzstrafbehörde aus verfah­
rensökonomischen Gründen von der Verfolgung 
einer im Ausland begangenen Tat absehen können, 
wenn der Täter dafür schon im Ausland gestraft 
worden ist. 

2 

1816 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 5 von 21

www.parlament.gv.at



6 1816 der Beilagen 

Art. X Z 21 (§ 90 Abs. 2): 

Die Änderung ergibt sich aus dem Wegfall des 
Zollgrenzbezirks im Zollrecht. 

Art. X Z 22 (§ 120 Abs. 2): 

Zwecks Vermeidung von Auslegungsschwierig­
keiten soll § 120 Abs. 2 dem § 26 Abs. 2 StPO 
angepaßt werden, welche Bestimmung zwar durch 
das Strafrechtsänderungsgesetz 1987 dem § 120 
FinStrG angepaßt wurde, jedoch um Bestimmun­
gen für automationsunterstützt verarbeitete Daten 
ergänzt wurde. 

Art. X Z 23 (§§ 124 und 136): 

Die Änderung ergibt sich aus der im § 82 Abs. 3 
vorgesehenen Anfügung der lit. e. 

Art. X Z 24 (§ 138 Abs. 2): 

Die Änderung ergibt sich aus der im § 23 Abs. 6 
vorgesehenen Anrechnungsbestimmung. 

Art. X Z 25 (§ 146 Abs. 1 und 2): 

Die Anhebung der Wertgrenzen für Abgaben­
erhöhungen im Entwurf des § 110 Zollrechts­
Durchführungsgesetz macht die Erhöhung der 
Wertgrenzen auch bei vereinfachten Strafverfügun­
gen notwendig. Da bei solchen Strafverfügungen 
aus Gründen des Rechtsschutzes keine 10 000 S 
übersteigenden Geldstrafen vorgesehen sein sollen, 
wird sich die Anwendung des § 146 auf jene Fälle 
beschränken, in denen den Reisenden die Waren 
wegen Fehlens gesetzlicher Voraussetzungen nicht 
überlassen werden dürfen. 

Bei der weiteren Änderung im Abs. 2 lit. b 
handelt es sich um eine notwendige Anpassung der 
Zitierung des § 44. 

Art. X Z 26 (§ 174 Abs. 2): 

Die Änderung ergibt sich aus dem Wegfall des 
Zollgrenzbezirks im Zollrecht. 

Art. X Z 27 (§ 197 Abs. 4): 

Nach § 177 Abs. 2 StPO In der Fassung des 
Strafprozeßänderungsgesetzes 1993, BGBI. 
Nr. 526, hat die Sicherheitsbehörde den Staatsan­
walt in die Entscheidung über die Einlieferung 

. einer aus eigenem Antrieb festgenommenen Person 
bei Gericht einzubinden, welcher von der Sicher­
heitsbehörde schriftlich, per Telefax oder fern­
mündlich zu verständigen ist. Künftig soll daher 
auch die Finanzstrafbehörde erster Instanz eine 
Einlieferung in das gerichtliche Gefangenenhaus 
nur unter der Voraussetzung anordnen, daß der 
von ihr verständigte Staatsanwalt nicht erklärt, daß 
er keinen Antrag auf Verhängung der Untersu­
chungshaft stellen werde. 

Die Neufassung des § 177 Abs. 3 StPO 
ermöglicht die Anwendung bestimmter gelinderer 
Mittel schon in einem früheren Verfahrensstadium; 
nämlich bereits als Alternative zur Einlieferung bei 
Gericht. Wenn ein Haftgrund zwar vorliegt, aber 
durch Abnahme der Reise- und/oder Fahrzeug­
papiere (§ 180 Abs. 5 Z 5 und 6 StPO) abge­
wendet werden kann, soll daher die Finanzstrafbe­
hörde erster Instanz das Einverständnis des 
Staatsanwaltes einzuholen, die Papiere abzuneh­
men und den Angehaltenen freizulassen haben. 

Art. X Z 28 (§ 200 Abs. 2): 

Im Hinblick darauf, daß auch der Beschwerde 
des Staatsanwaltes gegen die Enthaftung des 
Beschuldigten in keinem Fall mehr aufschiebende 
Wirkung zukommt (§ 114 Abs. 1 StPO), erübrigt 
sich die Regelung des § 200 Abs. 2 lit. a letzter 
Halbsatz. 

Die Änderungen der lit. c und d tragen den, mit 
dem Strafprozeßänderungsgesetz 1993, BGBI. 
Nr. 526, geschaffenen Bestimmungen der StPO 
für Entscheidungen über die Aufrechterhaltung der 
Untersuchungshaft Rechnung, insbesondere dem 
Begriff ,Haftverhandlung'. 

Art. X Z 29: 

Es sollen damit die übergangsbestimmungen zu 
den Änderungen bei den Tatbeständen aufgenom­
men werden. Durch diese übergangsbestimmungen 
soll die Strafbarkeit von Finanzvergehen betreffend 
§§ 42 und 43 sowie den Branntweinaufschlag, den 
Monopolausgleich und die aufzuhebenden Brannt­
weinvorschriften auch nach Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes gewährleistet sein." 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung des oberWähnten Abände­
rungsantrages in der diesem Bericht beigedruckten 
Fassung mit Stimmenmehrheit angenommen. Der 
Antrag 619/ A ist damit miterledigt. 

Darüber hinaus traf der Finanzausschuß zu 
Art. II Z 1 lit. c (§ 10 Abs. 3 Körperschaftsteuer­
gesetz 1988) folgende Feststellung: 

"Ziel der Regelung ist es, die Verlagerung von 
Vermögen, das funktional österreichischen Unter­
nehmen zuzurechnen ist, in Billigsteuerzonen zu 
unterbinden. Es soll also vermieden werden, daß 
die internationale Beteiligungsertragsbefreiung 
dazu eingesetzt wird, Erträge aus dem Vermögen 
österreichischer Unternehmen im Ausland in - zu 
diesem Zweck gebildeten - Tochtergesellschaften 
,billig' vorbesteuern zu lassen und diese Erträge 
sodann steuerfrei an die österreichische Mutterge­
seIlschaft weiterzuleiten. Gestaltung der Art, daß 
Erträge aus Auslandsvermögen, das von vornherein 
keinen funktionalen Bezug zu einem österreichi­
schen Unternehmen aufweist, über eine öster­
reichische Holdinggesellschaft geleitet werden, 
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sollen hingegen von § 10 Abs. 3 KStG 1988 
grundsätzlich unberührt bleiben. Der Bundesmini­
sterfür Finanzen wird ersucht, diese Grundsätze in 
gutachtlicher Absti~mung mit den betroffenen 
Interessenvertretungen als Leitlinie für den Inhalt 
der zu § 10 Abs. 3 KStG 1988 zu erlassenden 
Verordnung heranzuziehen." 

Marianne Hagenhofer 

'Berichterstatterin 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der N ational-
rat wolle dem a n g e s chi 0 s sen enG e set z - 0'. 
e n t w ur f die verfassungsmäßige Zustimmung ,. 
erteilen, 

Wien, 1994 07 06 

Dr. Ewald Nowotny 

Obmann 
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Bundesgesetz, mit dem das Einkom­
mensteuergesetz 1988, das Körperschaftsteuer­
gesetz 1988, das Umgründungssteuergesetz, 
das Bewertungsgesetz 1955, das Normver­
brauchsabgabegesetz, das Weinsteuergesetz 
1992, das. Bundesgesetz vom 26. November 
1980, mit dem eine Sonderabgabe von Erdöl 
erhoben wird, die Bundesabgabenordnung, das 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz sowie 

das Finanzstrafgesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Einkommensteuergesetz 1988 

Das Einkommensteuergesetz 1988, zuletzt geän­
dert durch BGBI. Nr. XXX, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Z 2 lit. c lautet der zweite Satz: 

"Die Forderungen wurden aus Umsätzen gemäß 
§ 6 Abs. 1 Z 1, § 6 Abs. 1 Z 3 lit. b, § 6 Abs. 1 Z 5 
des Umsatzsteuergesetzes 1994, aus diesen Umsät­
zen entsprechenden innergemeinschaftlichen Liefe­
rungen und sonstigen Leistungen gemäß Arti­
kel VII des Umsatzsteuergesetzes 1994 sowie aus 
Leistungen im Ausland an ausländische Abnehmer 
(§ 7.!\bs. 2 des Umsatzsteuergesetzes 1994) erwor­
ben. 

b) In Z 11 lautet der Klammerausdruck ,,(§ 12 
Abs. 1 und Artikel 12 des Umsatzsteuergesetzes 
1994)". 

c) In Z 12 tritt an die Stelle der Wortfolge 
"wenn die Vorsteuer nach § 12 Abs. 10 und 11 des 
Umsatzsteuergesetzes 1972 berichtigt wird;" die 
Wortfolge "wenn die Vorsteuer nach § 12 Abs. 10 
und 11 des Umsatzsteuergesetzes 1994 berichtigt 
wird;" 

2. Im § 20 Abs. 1 Z 3 lautet der letzte Satz: 

"Als Ausfuhrumsätze gelten Umsätze gemäß § 6 
Abs. 1 Z 1 des Umsatzsteuergesetzes 1994, inner­
gemeinschaftliche Lieferungen und sonstige Lei­
stungen gemäß Artikel 7 des Umsatzsteuergesetzes 
1994 sowie Leistungen, die im Ausland an. 
ausländische Abnehmer (§ 7 Abs. 2 des Umsatz­
steuergesetzes 1994) erbracht werden." 

3. Nach § 94 wird als § 94 a eingefügt: 

"§ 94 a. (1) Der zum Abzug Verpflichtete (§ 95 
Abs. 3) hat insoweit keine Kapitalertragsteuer 
abzuziehen, als folgende Voraussetzungen vorlie­
gen: 

1. Der zum Abzug Verpflichtete ist eine 
unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesell­
schaft (Tochtergesellschaft), an deren 
Grund- oder Stammkapital eine unter Z 3 
fallende Muttergesellschaft nachweislich in 
Form von Gesellschaftsanteilen unmittelbar 
mindestens zu einem Viertel beteiligt ist. 

2. Bei den Kapitalerträgen handelt es sich um 
Gewinnanteile (Dividenden), Zinsen und 
sonstige Bezüge aus Aktien oder Anteilen an 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung. 

3. Die Muttergesellschaft ist eine ausländische 
Gesellschaft, die die in der Anlage 2 zu 
diesem Bundesgesetz vorgesehenen Voraus­
setzungen des Artikels 2 der Richtlinie 
Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 
1990 (ABI. EG Nr. L 225 S 6) in der Fassung 
des Vertrages über den Beitritt Österreichs 
zur Europäischen Union erfüllt.· 

4. Die in Z 1 genannte Beteiligung muß 
während eines ununterbrochenen Zeitraumes 
von mindestens zwei Jahren bestehen. 

(2) Abweichend von Abs. 1 hat der zum Abzug 
Verpflichtete die Kapitalertragsteuer in folgenden 
Fällen einzubehalten: 

1. Im Zeitpunkt der Gewinnausschüttung ist die 
Frist von zwei Jahren (Abs. 1 Z 4) noch nicht 
abgelaufen. 

2. Es liegen Gründe vor, wegen derer der 
Bundesminister für Finanzen dies zur Verhin­
derung von Steuerhinterziehungen und Miß-
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bräuchen (§ 22 der Bundesabgabenordnung) 
sowie in den Fällen verdeckter Ausschüttun­
gen (§ 8 Abs. 2 des Körperschaftsteuergeset­
zes 1988 durch Verordnung anordnet. 

In diesen Fällen ist eine der Richtlinie (Abs. 1 Z 3) 
entsprechende Entlastung von der Kapitalertrag­
steuer auf Antrag der Muttergesellschaft oder der 
Tochtergesellschaft durch ein Steuerrückerstat­
tungsverfahren herbeizuführen." 

3 a. Die Anlage zu § 4 Abs. 4 Z 2 lit. b des 
Einkommensteuergesetz 1988 erhält die Bezeich­
nung "Anlage 1. (zu § 4 Abs. 4 Z 2 lit. b)". Als 
weitere Anlage wird angefügt: 

"Anlage 2 

(zu § 94 a Abs. 1 Z 3 EStG) 

Gesellschaften im Sinne des Artikels 2 der Richt­
linie Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 
1990 (ABI. EG Nr. L 255 S 6) über das gemein­
same Steuersystem der Mutter- und T ochtergesell-

schaften verschiedener Mitgliedstaaten 

Gesellschaften im Sinne des Artikels 2 der 
genannten Richtlinie ist jede Gesellschaft, die 

1. eine der angeführten Formen aufweist: 
a) Die Gesellschaften belgischen Rechts mit 

der' Bezeichnung: naamloze vennoot­
schap/societe anonyme, commenditaire 
vennootschap op aandelenl societe en 
commandite par actions, besloten ven­
nootschap mit beperkte aansprakelijkheidl 
societe privee a responsabilite limitiee' 
sowie öffentlich-rechtliche Körperschaf­
ten, deren Tätigkeit unter das Privatrecht 
fällt; 

b) die Gesellschaften dänischen Rechts mit 
der Bezeichnung: aktieselskab, anparts­
selskab; 

c) die Gesellschaften deutschen Rechts mit 
der Bezeichnung: Aktiengesellschaft, 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung, berg­
rechtliche Gewerkschaft; 

d) die Gesellschaften griechischen Rechts mit 
der Bezeichnung: anonymi etairia; 

e) die Gesellschaften spanischen Rechts mit 
der Bezeichnung: sociedad an6nima, 
sociedad comanditaria por acciones, 
sociedad de responsabilidad limitada 
sowie öffentlich-rechtliche Körperschaf­
ten, deren Tätigkeit unter das Privatrecht 
fällt; 

f) die Gesellschaften französischen Rechts 
mit der Bezeichnung: societe anonyme, 
societe en commandite par actions, societe 
a responsabilite limitiee sowie die staat­
lichen Industrie- und Handelsbetriebe und 
-unternehmen; 

g) die Gesellschaften irischen Rechts mit der 
Bezeichnung: public companies limited by 
shares or by guarantee, private companies 
limited by shares or by guarantee, gemäß 
den Industrial and Provident Societies 
Acts eingetragene Einrichtungen oder 
gemäß den Building Societies Acts einge-
tragene "building societies"; . 

h) die Gesellschaften italienischen Rechts mit 
der Bezeichnung: societa per azioni, 
societa in accomandita per azioni, societa 
a responsabilita limitata sowie die staat­
lichen und privaten Industrie- und Han-
delsunternehmen; 

i) die Gesellschaften luxemburgischen 
Rechts mit der Bezeichnung: societe 
anonyme, societe en commandite par 
actions societe a responsabilite limitiee; 

j) die 'Gesellschaften niederländischen 
Rechts mit der Bezeichnung: naamloze 
vennootschap, besloten vennootschap met 
beperkte aansprakelijkheid; 

k) die Gesellschaften protugiesischen Rechts 
in Form von Handelsgesellschaften, zivil­
rechtlichen Handelsgesellschaften oder 
Genossenschaften sowie die öffentlichen 
Unternehmen; 

I) die nach dem Recht des Vereinigten 
Königreichs gegründeten Gesellschaften; 

m) die Gesellschaften österreichischen Rechts 
mit der Bezeichnung: Aktiengesellschaft, 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung; 

n) die Gesellschaften finnischen Rechts mit 
der Bezeichnung: osakeyhtiöl aktiebolag, 
osuuskuntal andelslag, säästöpankkil spar­
bank and vakuutusyhtiölförsäkringsbolag; 

0) die Gesellschaften norwegischen Rechts 
mit der Bezeichnung: aksjeselskap; 

p) die Gesellschaften schwedischen Rechts 
mit der Bezeichnung: aktiebolag, bank­
aktiebolag, försäkringsaktiebolag. 

2. nach dem Steuerrecht eines Mitgliedstaats in 
bezug auf den steuerlichen Wohnsitz al~ in 
diesem Staat ansässig und auf Grund emes 
mit einem dritten Staat geschlossenen Dop­
pelbesteuerungsabkommens in bezug auf den 
steuerlichen Wohnsitz nicht als außerhalb der 
Gemeinschaft ansässig betrachtet wird und 

3. ohne Wahlmöglichkeit einer der nachstehen­
den Steuern 
vennootschapsbelasting/impöt des societes m 
Belgien, 
selskabsskat in Dänemark, 
Körpl':rschaftsteuer in Deutschland, 
foros eisodimatos nomikon prosopon kerdo­
skopikoy charaktira in Griechenland, 
impuesto sobre sociedades in Spanien, 
impot sur les societes in Frankreich, 
corporation tax in Irland, . ., . 
imposta sul reddito delle persone glundlche m 
Italien, 
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impot sur le revenu des collectivites in 
Luxemburg, 
vennootschapsbelasting in den Niederlanden, 
imposto sobre 0 rendimento das pessoas 
colectivas in Portugal, 
corporation tax im Vereinigten Königreich, 
Körperschaftsteuer in Österreich, 
Yhteisöjen tulovero/inkomstskatten för sam­
fund in Finnland, 
Skatt av alminnelig inntekt in Norwegen, 
Statlig inkomstskatt in Schweden, 
oder irgendeiner Steuer, die eine dieser 
Steuern ersetzt, unterliegt, ohne davon 
befreit zu sein." 

4. Es sind anzuwenden 

a) Z 1 auf Erwerbe sowie Anschaffungen und 
. Herstellungen, 

b) Z 2 auf Ausfuhrumsätze, die nach dem 
Inkrafttreten des Vertrages über den Beitritt 
Österreichs zur Europäischen Union vorgenom­
men bzw. erbracht werden, 

c) Z 3 auf Ausschüttungen, die nach dem 
Inkrafttreten des Vertrages über den Beitritt 
Österreichs zur Europäischen Union zufließen. 

Artikel 11 

Körperschaftsteuergesetz 1988 

Das Körperschaftsteuergesetz 1988, zuletzt 
geändert durch BGBI. Nr. XXX, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 10 wird wie folgt geändert: 

a)Abs. 2 Z 1 lautet: 

,,1. Eine internationale Schachtelbeteiligung liegt 
vor, wenn unter § 7 Abs. 3 fallende Steuer­
pflichtige nachweislich in Form von Gesell­
schaftsanteilen unmittelbar mindestens zu 
einem Viertel beteiligt sind 
a) an ausländischen Gesellschaften, die einer 

inländischen Kapitalgesellschaft vergleich­
bar sind, 

b) an anderen ausländischen Körperschaften, 
die die in der Anlage 2 zum Einkommen­
steuergesetz 1988 vorgesehenen Voraus­
setzungen des Artikels 2 der Richtlinie 
Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 
1990 (ABI. EG Nr. L 225 S 6) in der 
Fassung des Vertrages über den Beitritt 
Österreichs zur Europäischen Union 
erfüllen." 

b) In Abs. 2 Z 2 lit. a lautet der zweite Satz: 

"V oraussetzung ist, daß die Beteiligung seit 
mindestens zwölf Monaten ununterbrochen vor 
jenem Bilanzstichtag bestanden hat, der dem für 
die Ermittlung des Einkommens maßgeblichen 
Bilanzstichtag unmittelbar vorangegangen ist." 

c) Als Abs. 3 wird angefügt: 

,,(3) Abweichend von Abs. 2 sind Erträge aus 
internationalen Schachtelbeteiligungen nicht von 
der Körperschaftsteuer befreit, wenn Gründe 
vorliegen, wegen derer der Bundesminister für 
Finanzen dies zur Verhinderung von Steuerhinter­
ziehungen und Mißbräuchen (§ 22 der Bundes­
abgabenordnung) durch Verordnung anordnet. 
Das Vorliegen derartiger Gründe kann insbeson­
dere dann angenommen werden, wenn 

der Unternehmenss'chwerpunkt derausländi­
schen Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar 
darin besteht, Einnahmen aus Zinsen, aus der 
überlassung beweglicher körperlicher oder 
unkörperlicher Wirtschaftsgüter und aus der 
Veräußerung von Beteiligungen zu erzielen, 
das Einkommen der ausländischen Gesell­
schaft hinsichtlich der Ermittlung der 
Bemessungsgrundlage bzw. hinsichtlich der 
Steuersätze keiner der österreichischen Kör­
perschaftsteuer vergleichbaren ausländischen 
Steu~ unterliegt, und 
nicht nachgewiesen wird, daß an der 
Körperschaft unmittelbar oder mittelbar 
überwiegend natürliche Personen beteiligt 
sind, bei denen das Besteuerungsrecht der 
Republik Österreich hinsichtlich der Ein­
kommensteuer im Verhältnis zu anderen 
Staaten eingeschränkt ist. 

In diesem Fall ist eine Entlastung von einer der 
Körperschaftsteuer entsprechenden ausländischen 
Steuer folgendermaßen herbeizuführen: Die als 
Vorbelastung der Ausschüttung' anzusehende aus­
ländische Steuer wird auf Antrag auf jene 
inländische Körperschaftsteuer angerechnet, die 
auf die aus der internationalen Schachtelbeteili­
gung bezogenen Einkünfte entfällt. Die anrechen­
bare ausländische Steuer ist bei Ermittlung der 
Einkünfte den Erträgen aus der internationalen 
Schachtelbeteiligung hinzuzurechnen. " 

2. § 21 Abs. 1 Z 2 lautet: 

,,2. Bei beschränkt Steuerpflichtigen gilt hinsicht­
lich jener Einkünfte, die einer im Inland 
unterhaltenen Betriebsstätte zuzurechnen 
sind, folgendes: 
a) Handelt es sich bei der beschränkt 

steuerpflichtigen Körperschaft um eine 
Gesellschaft, die die in der Anlage 2 
zum Einkommensteuergesetz 1988 vorge­
sehenen Voraussetzungen des Artikels 2 
der Richtlinie Nr. 90/435/EWG des 
Rates vom 23. Juli 1990 (ABI. EG Nr. 
L 225 S 6) in der Fassung des Vertrages 
über den Beitritt Österreichs zur Euro­
päischen Union erfüllt, ist abweichend von 
der Z 1 § 10 sinngemäß anzuwenden. 

b) Besteht hinsichtlich der Betriebsstätte nach 
handelsrechtlichen Vorschriften eine Ver­
pflichtung zur Buchführung, sind alle 
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Einkünfte als gewerbliche Einkünfte zu 
behandeln. Der Gewinn ist nach § 5 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 zu ermit­
teln." 

3. Z 1 und 2 sind auf Beteiligungserträge 
anzuwenden, die nach dem Inkrafttreten des 
Vertrages über den Beitritt Österreichs zur Euro­
päischen Union vereinnahmt werden. 

ArtikelIlI 

Umgrundungssteuergesetz 

Das Umgründungssteuergesetz, zuletzt geändert 
durch BGBI. Nr. XXX, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 1 Z 4 tritt an die Stelle der 
Wortfolge "hinsichtlich inländischer Betriebsstät­
ten" die Wortfolge "hinsichtlich inländischer 
Betriebsstätten und sonstiger Vermögensteile"., 

1 a. Im § 2 Abs. 2 Z 2 tritt an die Stelle der 
Wortfolge "das Betriebsvermögen" die Wortfolge 
"~as,, Betriebsvermögen und sonstige V ermögens­
teIle. 

2. § 1 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Umwandlungen Im Sinne dieses Bundes­
gesetzes sind 

1. errichtende Umwandlungen nach dem 
Umwandlungsgesetz, BGBI. Nr. 18711954, 
wenn ein Betrieb übertragen wird, 

2. verschmelzende Umwandlungen nach dem 
Umwandlungsgesetz, BGBI. Nr.187/1954, 
wenn 

ein Betrieb übertragen wird oder 
Hauptgesellschafter eine unter § 7 Abs. 3 
des Körperschaftsteuergesetzes 1988 fal­
lende Körperschaft oder eine ausländische 
Gesellschaft eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union,' die die in der 
Anlage zu diesem Bundesgesetz vorgese­
henen Voraussetzungen des Artikels 3 der 
Richtlinie Nr.90/434/EWG des Rates 
vom 23. Juli 1990 (ABI. EG Nr. L 225 
S 1) in der Fassung des Vertrages über 
den Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Union erfüllt, ist; inländisches Vermögen 
ist dabei stets wie Betriebsvermögen zu 
behandeln, 

3. vergleichbare Umwandlungen ausländischer 
, Körperschaften im Ausland hinsichtlich inlän­

discher Betriebsstätten oder sonstiger Vermö­
gensteile. 

Voraussetzung ist, daß die Möglichkeit der 
Besteuerung der stillen Reserven beim Rechtsnach­
folger nicht eingeschränkt wird oder daß der 
Rechtsnachfolger eine ausländische Gesellschaft 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, die 
die in der Anlage zu diesem Bundesgesetz 
vorgesehenen Voraussetzungen des Artikels 3 der 
Richtlinie NT. 90/434/EWG des Rates vom 

23. Juli 1990 (ABl.EG Nr. L 225 S 1) in der 
Fassung des Vertrages über den Beitritt Österreichs 
zur Europäischen Union erfüllt, ist." 

3. § 12 Abs. 2 Z 3 lautet: 

,,3. Kapitalanteile, das sind Anteile an inländi­
schen und vergleichbaren ausländischen Kapi­
talgesellschaften sowie Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften, weiters an anderen 
ausländischen Gesellschaften eines Mitglied­
staates der Europäischen Union, die die in 
der Anlage zu diesem Bundesgesetz vorgese­
henen Voraussetzungen des Artikels 3 der 
Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 
23. Juli 1990 (ABI. EG NT. L 225 S 1) in der 
Fassung des Vertrages über den Beitritt 
Österreichs zur Europäischen Union erfüllen, 

wenn sie mindestens ein Viertel des· 
gesamten Nennkapitals oder des rechneri­
schen Wertes der Gesamtanteile umfassen 
oder 
wenn die eingebrachten Anteile der 
übernehmenden Gesellschaft für sich 
oder gemeinsam mit ihr bereits vor der 
Einbringung gehörenden Anteilen unmit­
telbar die Mehrheit der Stimmrechte an 
der Gesellschaft, deren Anteile einge­
bracht werden, vermitteln oder erweitern." 

4. § 12 Abs. 3 Z 2 lautet: 

,,2. Ausländische Körperschaften, die mIt emer 
inländischen Kapitalgesellschaft oder Er­
werbs- und Wirtschafts genossenschaft ver­
gleichbar sind, wenn mit dem in Betracht 
kommenden ausländischen Staat ein Doppel­
besteuerungsabkommen besteht sowie andere 
ausländische Gesellschaften eines Mitglied­
staates der Europäischen Union, die die in 
der Anlage zu diesem Bundesgesetz vorgese­
henen Voraussetzungen des Artikels 3 der 
Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 
23. Juli 1990 (ABI. EG NT. L 225 S 1) in der 
Fassung des Vertrages über den Beitritt 
Österreichs zur Europäischen Union erfül­
len." 

5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 und 3 lautet: 

,,(2) Für Personen, bei denen das Besteuerungs­
recht der Republik Österrreich im Verhältnis zu 
anderen Staaten hinsichtlich der in Kapitalanteilen 
enthaltenen stillen Reserven eingeschränkt ist, gilt 
fOlgendes: 

1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union eingeschränkt, sind auf das inländi­
sche und das ausländische Vermögen die 
Abs. 1 und 3 anzuwenden. 
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2. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu 
anderen als in Z 1 angeführten Staaten 
eingeschränkt, sind für das inländische und 
das ausländische Vermögen die nach § 6 Z 14 
des Einkommensteuergesetzes 1988 maßge­
benden Werte anzusetzen. 

(3) Abweichend von Abs. 1 gilt bei der 
Einbringung von inländischem und ausländischem 
Vermögen folgendes: 

1. Alle unter Abs. 2 Z 1 fallende Personen 
können vorbehaltlich des Abs. 4 das inländi­
sche und das ausländische Vermögen mit dem 
nach § 6 Z 14 des Einkommensteuergesetzes 
1988 maßgebenden Wert ansetzen, wenn die 
Einbringung im Ausland zur Gewinnverwirk­
lichung führt und mit dem in Betracht 
kommenden ausländischen Staat ein Doppel­
besteuerungsabkommen besteht, das dafür die 
Anrechnungsmethode vorsieht oder eine ver­
gleichbare innerstaatliche Maßnahme zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung getrof­
fen wurde. 

2. Alle nicht unter Abs. 2 fallenden Personen 
können vorbehaltlich des Abs. 4 das aus­
ländische Vermögen mit dem nach § 6 Z 14 
des Einkommensteuergesetzes 1988 maßge­
benden Wert ansetzen, wenn die Einbringung 
im Ausland zur Gewinnverwirklichung führt 
und mit dem in Betracht kommenden 
ausländischen Staat ein Doppelbesteuerungs­
abkommen besteht, das dafür die Anrech­
nungsmethode vorsieht oder eine vergleich­
bare innerstaatliche Maßnahme zur Vermei­
dung der Doppelbesteuerung getroffen wur­
de. 

3. Zum ausländischen Vermögen zählen aus­
ländische Betriebe, Teilbetriebe, Anteile an 
ausländischen Mitunternehmerschaften und 
mindestens ein Viertel des gesamten Nenn­
kapitals umfassende Kapitalanteile an aus­
ländischen Körperschaften, die mir. einer 
inländischen Kapitalgesellschaft oder 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft ver­
gleichbar sind. Inländisches Vermögen ist das 
übrige Vermögen im Sinne des § 12 Abs. 2." 

b) Im Abs. 4 Z 2 tritt jeweils an die Stelle der 
Zitierung "Abs. 2" die Zitierung "Abs. 2 Z 2". 

6. § 32 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Spaltende und übernehmende Körperschaf -
ten können unbeschränkt steuerpflichtige Kapital­
gesellschaften, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen­
schaften und Versicherungsvereine auf Gegensei­
tigkeit (§ 1 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 
1988) und ausländische Gesellschaften eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union, die die 
in der Anlage zu diesem Bundesgesetz vorgese­
henen Voraussetzungen des Artikels 3 der Richt­
linie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 

1990 (AB!. EG Nr. L 225 S 1) in der Fassung des 
Vertrages über den Beitritt Österreichs zur Euro­
päischen Union erfüllen, sein." 

6 a. Dem Umgründungssteuergesetz wird als 
Anlage angefügt: 

"Anlage 

(zu Art. I, II, III und VI) 

Gesellschaften im Sinne des Artikels 3 der Richt­
linie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 
1990 (ABI. EG Nr. L 225 SI) über das gemein­
same Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, die 
Einbringung von Untemehmensteilen und den 
Austausch von Anteilen, die Gesellschaften ver-

schiedener Mitgliedstaaten betreffen 

Gesellschaften im Sinne des Artikels 3 . der 
genannten Richtlinie ist jede Gesellschaft, die 

1. eine der angeführten Formen aufweist: 
a) Die Gesellschaften belgisehen Rechts mit 

der Bezeichnung: naamloze vennoot­
schapf societe anonyme, commenditaire 
vennootschap op aandelen/ societe en 
commandite par actions, besloten ven­
nootschap mit beperkte aansprakelijkheid/ 
societe privee :i responsabilite limitiee 
sowie öffentlich-rechtliche Körperschaf­
ten, deren Tätigkeit unter das Privatrecht 
fällt; 

b) die Gesellschaften dänischen Rechts mit 
de; Bezeichnung: aktieselskab, anparts­
selskab; 

c) die Gesellschaften deutschen Rechts mit 
der Bezeichnung: Aktiengesellschaft" 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung, berg­
rechtliche Gewerkschaft; 

d) die Gesellschaften griechischen Rechts mit 
der Bezeichnung: anonymi etairia; 

e) die Gesellschaften spanischen Rechts mit 
der Bezeichnung: sociedad an6nima, 
sociedad comanditaria por aCClones, 
sociedad de responsabilidad limitada 
sowie öffentlich-rechtliche Körperschaf­
ten, deren Tätigkeit unter das Privatrecht 
fällt; 

f) die Gesellschaften französischen Rechts 
mit der Bezeichnung: societe anonyme, 
societe en commandite par actions, societe 
a responsabilite limitiee sowie die staat­
lichen Industrie- und Handelsbetriebe und 
-unternehmen; 

g) die Gesellschaften irischen Rechts mit der 
Bezeichnung: public companies limited by 
shares or by guarantee, private companies 
limited by shares or by guarantee, gemäß 
den Industrial and Provident Societies 
Acts eingetragene Einrichtungen oder 
gemäß den Building Societies Acts emge­
tragene "building societies"; 
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h) die Gesellschaften italienischen Rechts mit 
der Bezeichnung: socied per azioni, 
socleta in accomandita per azioni, 
societa a responsabilid limitata sowie die 
staatlichen und privaten Industrie- und 
Handelsunternehmen; 

i) die Gesellschaften luxemburgischen 
Rechts mit der Bezeichnung: societe 
anonyme, societe en commandite par 
actions, societe a responsabilite limitiee; 

j) die Gesellschaften niederländischen 
Rechts mit der Bezeichnung: naamloze 
vennootschap, besloten vennootschap met 
beperkte aansprakelijkheid; 

k) die Gesellschaften portugiesischen Rechts 
in Form von Handelsgesellschaften oder 
zivilrechtlichen Handelsgesellschaften 
oder andere nach portugiesischem Recht 
gegründete juristische Personen, die 
Industrie- und Handelsunternehmen sind; 

I) die nach dem Recht des Vereinigten 
Königreichs gegründeten Gesellschaften; 

m) die Gesellschaften österreichischen Rechts 
mit der Bezeichnung: Aktiengesellschaft, 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung; 

n) die Gesellschaften finnischen Rechts mit 
der Bezeichnung: osakeyhtiöl aktiebolag, 
osuuskuntal andelslag, säästöpankkil spar­
bank und vakuutusyhtiölförsäkringsbolag; 

0) die Gesellschaften norwegischen Rechts. 
mit der Bezeichnung: aksjeselskap; 

p) die Gesellschaften schwedischen Rechts 
mit der Bezeichnung: aktiebolag, bank­
aktiebolag, försäkringsaktiebolag. 

2. nach dem Steuerrecht eines Mitgliedstaats der 
Europäischen Gemeinschaften als in diesem 
Staat ansässig und nicht auf Grund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens mit einem 
dritten Staat als außerhalb der Gemeinschaft 
ansässig anzusehen ist und 

3. ohne Wahlmöglichkeit einer der nachstehen­
den Steuern 
vennootschapsbelasting/impot des societes in 
Belgien, 
selskabsskat in Dänemark, 
Körperschaftsteuer in Deutschland, 
foros eisodimatos nomikon prosopon kerdo­
skopikoy charaktira in Griechenland, 
impuesto sobre sociedades in Spanien, 
impot sur les societes in Frankreich, 
corpora ti on tax in Irland, 
imposta sul reddito delle persone giuridiche in 
Italien, 
impot sur le revenu des collectivites in 
Luxemburg, 
vennootschapsbelasting in den Niederlanden, 
imposto sobre 0 rendimento das pessoas 
colectivas in Portugal, 
corporation tax im Vereinigten Königreich, 
Körperschaftsteuer in Österreich, 

Yhteisöjen tulovero/inkomstskatten för sam­
fund in Finnland, 
Skatt av alminnelig inntekt in Norwegen, 
Statlig inkomstskatt in Schweden, 
oder irgendeiner Steuer, die eine dieser 
Steuern ersetzt, . unterliegt, ohne davon 
befreit zu sein." 

7. Z 1 bis 6 sind auf Umgründungen anzu­
wenden, wenn die zugrundeliegenden Beschlüsse 
oder Verträge nach dem Inkrafttreten des 
Vertrages über den Beitritt Österreichs zur Euro­
päischen Union zustande gekommen sind. 

Artikel IV 

Bewertungsgesetz 1955 

Das Bewertungsgesetz 1955, zuletzt geändert 
durch BGBI. Nr. 818/1993, wird wie folgt 
geändert: 

1. Im § 68 Abs. 4 Z 1 lautet der zweite Satz: 

"Als Ausfuhrumsätze gelten Umsätze gemäß § 6 
Abs. 1 Z 1, § 6 Abs. 1 Z 3 lit. b, § 6 Abs. 1 Z 5 des 
Umsatzsteuergesetzes 1994, diesen Umsätzen ent­
sprechende innergemeinschaftliche Lieferungen und 
sonstige Leistungen gemäß Artikel VII des Umsatz­
steuergesetzes 1994 sowie Leistungen, die im 
Ausland an ausländische Abnehmer (§ 7 Abs. 2 
des Umsatzsteuergesetzes 1994) erbracht werden." 

2. ZI ist erstmalig bei der Feststellung von 
Einheitswerten auf Zeitpunkte nach dem Inkraft­
treten des Vertrages über den Beitritt Österreichs 
zur Europäischen Union anzuwenden. 

Artikel V 

N ormverbrauchsabgabegesetz 

Das Normverbrauchsabgabegesetz, zuletzt geän­
dert durch BGBI. Nr. 818/1993, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 Abs. 1 Z 1 lautet: 

,,1. Ausfuhrlieferungen. § 6 Abs. 1 Z 1 und § 7 
UStG 1994 sind mit der Maßgabe anzu­
wenden, daß als Ausfuhrlieferungen auch 
Lieferungen in das übrige Gemeinschafts­
gebiet (§ 1 Abs. 3 UStG 1994) gelten." 

2. § 13 lautet: 

"Mitwirkung anderer Behörden 

§ 13. (1) Im Falle einer erstmaligen Zulassung 
zum Verkehr im Inland hat die Zulassungsbehörde 
zu überprüfen, ob eine Bescheinigung im Sinne des 
§ 10 vorliegt. Liegt keine Bescheinigung vor, so hat 
die Zulassungsbehörde auf Grund der zur Zulas­
sung vorgelegten Unterlagen zu prüfen, ob das 
Kraftfahrzeug von einem inländischen Unterneh­
mer im Inland erworben wurde oder von einem 
inländischen Unternehmer angemietet worden ist. 
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(2) Die Zulassungsbehörde hat dem Finanzamt, 
das für die Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer 
zuständig ist, jedenfalls halbjährlich Zulassungsfälle 
zu übermitteln, bei denen die erstmalige Zulassung 
zum Verkehr im Inland vorgenommen wurde 
und 

a) weder eine Bescheinigung im Sinne des § 10 
vorliegt 

b) noch sich aus den zur Zulassung vorgelegten 
Unterlagen ergibt, daß das Kraftfahrzeug 
von einem inländischen Unternehmer im 
Inland erworben wurde oder von einem 
inländischen Unternehmer angernietet wor­
den ist." 

3. Z 1 tritt mit dem Inkrafttreten des Vertrages 
über den Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Union in Kraft. 

Artikel VI 

Weinsteuergesetz 1992 

Das Weinsteuergesetz 1992, zuletzt geändert 
durch BGBI. Nr. 818/1993, wird wie folgt 
geändert: 

§ 12 samt Oberschrift lautet: 

"Geltungsdauer 

§ 12. Dieses Bundesgesetz ist auf Vorgänge 
anzuwenden, die nach dem 31. Juli 1992 und vor 
dem' Inkrafttreten des Vertrages über den Beitritt 
Österreichs Zur Europäischen Union verwirklicht 
werden." 

Artikel VII 

Bundesgesetz vom 26. Nove~ber 1980, mit dem 
eine Sonderabgabe von Erdöl erhoben wird 

Das Bundesgesetz vom 26. November 1980, mit 
dem eine Sonderabgabe von Erdöl erhoben wird, 
BGBI. Nr. 554/1980, zuletzt geändert durch BGBI. 
Nr. 818/1993, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 lautet: 

,,§ 1. (1) Der Sonderabgabe von Erdöl unter­
liegen folgende Vorgänge: 

1. Die Gewinnung von Rohölen (Abs. 2) im 
Inland (§ 1 Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes 
1994), 

2. die Einfuhr (§ 1 Abs. 1 Z 3 des Umsatz­
steuergesetzes 1994) von Rohölen und Erd­
ölprodukten (Abs. 3), 

3. die Erzeugung von Erdölprodukten im Inland 
aus anderen Stoffen als Rohölen, 

4. der innergemeinschaftliche Erwerb im Sinne 
des Anhangs zu § 29 Abs. 8 des Umsatz­
steuergesetzes 1994 von Rohölen oder Erd­
ölprodukten, soweit er der Umsatzsteuer 
unterliegt. 

(2) Rohöle im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 
Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien der 
Position 2709 00 der Kombinierten Nomenklatur 
im Sinne der Verordnung (EWG) NT. 2658/87 des 
Rates vom 23. Juli 1987 (ABI. EG Nr. L 256 S 1) 
in der Fassung des Anhangs der Verordnung 
(EWG) NT. 2551/93 der Kommission vom 
10. August 1993 (ABI. EG Nr. L 241 S 1) und 
die zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsvor­
schriften. 

(3) Erdölprodukte im Sinne dieses Bundes­
gesetzes sind Benzine der Unterpositionen 
27100026, 27100027, 27100029, 27100032, 
2710 00 34, 2710 00 36 und Gasöl der Unterposi­
tion 2710 0069 der Kombinierten Nomenklatur im 
Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des 
Rates vom 23. Juli 1987 (ABI. EG Nr. L 256 S 1) 
in der Fassung des Anhangs der Verordnung 
(EWG) Nr. 2551/93 der Kommission vom 
10. August 1993 (ABI. EG Nr. L 241 S 1) und 
die zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsvor­
schriften. " 

2. Im § 2 wird als Abs. 3 angefügt: 

,,(3) Abgabenschuldner ist im Falle des § 1 
Abs. 1 Z 4 der Erwerber. Die Abgabenschuld 
entsteht zugleich mit der durch den innergemein­
schaftlichen Erwerb bewirkten Abgabenschuld bei 
der Umsatzsteuer." 

3. § 3 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Bemessungsgrundlage ist bei Rohölen das 
Eigengewicht (§ 1 Abs. 5 des Taragesetzes, BGBI. 
Nr. 130/1955), bei Erdölprodukten das Volumen 
in Liter bei + 15 0 C, jeweils vervielfacht mit dem 
durchschnittlichen Grenzwert von Rohölen. " 

4. Im § 4 Z 2 wird die Wortfolge ,,8 vH" durch 
die Wortfolge ,,6 vH" ersetzt. 

5. Im § 5 Abs. 1 und § 7 tritt an die Stelle der 
Zitierung ,,§ 1 Abs. 1 Z 1 und 3" jeweils die 
Zitierung ,,§ 1 Abs. 1 Z 1, 3 und 4". 

6. § 6 zweiter Satz lautet: 

"Diese fortlaufend zu führenden Aufzeichnungen 
haben in den Fällen der Gewinnung und des 
Erwerbs von Rohölen (§ 1 Abs. 1 Z 1 und 4) das 
Eigengewicht der gewonnenen Rohöle und in den 
Fällen der Erzeugung und des Erwerbes von 
Erdölprodukten (§ 1 Abs. 1 Z 3 und 4) die Art und 
das Volumen in Liter bei + 15 0 C der erzeugten 
oder erworbenen Erdölprodukte zu enthalten." 

7. Im § 8 Abs. 1 wird jeweils die Jahreszahl 
,,1996" durch die Jahreszahl ,,1997" ersetzt. 

8. Die Z 1 bis 7 sind erstmals auf Vorgänge 
anzuwenden, die nach dem Beitritt Österreichs zur 
Eurpäischen Union verwirklicht werden. 
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Artikel VIII 

Bundesabgabenocdnung 

Die Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/ 
1961, zuletzt geändert durch BGBI. Nr. 818/ 
1993, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Ht. a lautet: 

"a)der bundsrechtlich geregelten öffentlichen 
Abgaben (mit Ausnahme der im § 78 des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991, BGBI. Nr. 51, vorgesehenen Verwal­
tungsabgaben) sowie der auf Grund unmittel­
bar wirksamer Rechtsvorschriften der Euro­
päischen Union zu erhebenden öffentlichen 
Abgaben, in Angelegenheiten der Eingangs­
und Ausgangsabgaben jedoch nur insoweit, 
als in den zollrechtlichen Vorschriften nicht 
anderes bestimmt ist;" 

2. § 2 Ht. blautet: 

"b) des Tabak-, Salz- und Alkoholmonopols, 
soweit die Abgabenbehörden des Bundes 
nach den diese Monopole regelnden V or­
schriften behördliche Aufgaben zu besorgen 
haben." . -

3. Nach § 4 Abs. 2 Ht. c tritt an die Stelle des 
Strichpunktes ein Punkt; § 4 Abs. 2 Jit. dentfällt. 

4. Im § 45 a wird die Zitierung ,,§ 1 Abs. 1 Z 1 
und 2 des Umsatzsteuergesetzes 1972, BGBI. 
Nr. 223" durch die Zitierung ,,§ 1 Abs. 1 Z 1 und 
2 des Umsatzsteuergesetzes 1994" ersetzt. 

5. § 68 lautet: 

,,§ 68. Für die Erhebung der Verbrauchsteuern, . 
soweit diese nicht anläßlich der Einfuhr zu erheben 
sind, ist, wenn nicht anderes bestimmt wird, das 
Hauptiollamt örtlich zuständig, in dessen Bereich. 
der Tatbestand verwirklicht wird, an den die 
Abgabepflicht geknüpft ist. Kann nicht festgestellt 
werden, wo dieser verwirklicht wurde, so ist jenes 
Hauptzollamt örtlich zuständig, das zuerst vom 
abgabepflichtigen Tatbestand Kenntnis erlangt." 

6. Im § 69 entfallen die Worte "Zöllen und 
sonstigen" . 

7. Im § 78 Abs. 2 entfällt die Ht. c. 

8. Im § 86 a Abs. 1 erster Satz werden nach dem 
Wort "Datenübertragung" die Worte "oder in 
jeder anderen technisch möglichen Weise" einge­
fügt und als zweiter Satz eingefügt: 

"Durch Verordnung des Bundesministers für 
Finanzen kann zugelassen werden, daß sich der 
Einschreiter einer bestimmten geeigneten öffent­
lich-rechtlichen oder privatrechtlichen übermitt­
lungsstelle bedienen darl." 

9. § 86 a Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Bundesminister für Finanzen kann 
durch Verordnung im Sinn des Abs. 1 erster Satz 
bestimmen, 

a) unter welchen Voraussetzungen welche 
Arten der Datenübertragung an Abgabenbe­
hörden zugelassen sind, 

b) daß für bestimmte Arten von Anbringen 
bestimmte Arten der Datenübertragung aus­
geschlossen sind und 

c) welche Unterlagen wie lange vom Ein­
schreiter im Zusammenhang mit bestimmten 
Arten der Datenübertragung aufzubewahren 
sinCl. " 

10. Im § 111 Abs.3 wird der Betrag von 
,,20 000" durch ,,30 000" ersetzt. 

11. Im § 122 Abs. 1 werden die Worte "dem 
zuständigen Finanzamt" durch die Worte "der 
Abgabenbehörde erster Instanz" ersetzt. 

12. Im § 125 Abs. 1 beginnt nach dem vierten 
Satz ein Unterabsatz; an Stelle des dritten und 
vierten Satzes tritt folgender Unterabsati: 

"Umsätze im Sinn der lit. a sind Umsätze gemäß 
§ 1 Abs. 1 Z 1 und 2 Umsatzsteuergesetz 1994 
zuzüglich der Umsätze aus im Ausland aus­
geführten Leistungen. Keine Umsätze im Sinn der 
lit. a sind jedoch Umsätze gemäß § 6 Abs. 1 Z 8 
und 9 Umsatzsteuergesetz 1994, nicht unmittelbar 
dem Betriebszweck oder dem Zweck des wirt­
schaftlichen Geschäftsbetriebes dienende Umsätze 
gemäß § 10 Abs. 2 Z 4 Umsatzsteuergesetz 1994, 
Umsätze, die - wären sie im Inland ausgeführt 
worden - unter § 6 Abs. 1 Z 8 und 9 Umsatz­
steuergesetz 1994 und, wenn sie nicht unmittelbar 
dem Betriebszweck oder dem Zweck des wirt­
schaftlichen Geschäftsbetriebes dienen, unter § 10 
Abs. 2 Z 4 Umsatzsteuergesetz 1994 fallen wür­
den, Umsätze aus selbständiger Arbeit im Sinn der 
einkommensteuerrechtlichen Vorschriften, U msä tze 
aus Geschäftsveräußerungen im Sinn des § 4 Abs. 7 
Umsatzsteuergesetz 1994 sowie bei der Erzielung 
von Entschädigungen im Sinn des § 32 Z 1 
Einkommensteuergesetz 1988 und aus besonderen 
Waldnutzungen im Sinn der einkommensteuer­
rechtlichen Vorschriften ausgeführte Umsätze." 

13. Im § 145 Abs. 1 entfällt der Beistrich nach 
dem Wort "Verbrauchsteuern"; di~ Wortfolge "der 
Zölle und sonstigen" wird durch die Wortfolge 
"sowie der" ersetzt. 

14. In den §§ 154, 155 Abs. 1 und 156 Abs. 1 
wird jeweils das Wort "Finanzamt" durch das Wort 
"Zollamt" ersetzt. 

15. § 207 Abs. 2 erster Satz lautet: 

"Die Verjährungsfrist beträgt bei Verbrauch­
steuern drei Jahre, bei allen übrigen Abgaben und 
bei Beiträgen fünf Jahre." 

16. § 209 a Abs. 2 lautet: 
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,,(2) Hängt eine Abgabenfestsetzung unmittelbar 
oder mittelbar von der Erledigung einer Berufung 
oder eines in Abgabenvorschriften vorgesehenen 
Antrages (§ 85) ab, so steht der Abgabenfest­
setzung der Eintritt der Verjährung nicht entgegen, 
wenn die Berufung oder der Antrag vor diesem 
Zeitpunkt oder wenn ein Antrag auf Wiederauf­
nahme des Verfahrens rechtzeitig im Sinn des 
§ 304 eingebracht wurde." 

17. Im § 210 Abs. 3 werden die Worte "Zölle 
und sonstige Eingangs- oder Ausgangsabgaben" 
durch die Worte "Eingangs- und Ausgangsabga­
ben" ersetzt. 

18. Im § 210 entfällt der Abs. 6. 

19. In den §§ 212 a Abs. 6 lit. b, 217 Abs. 4, 5 
und 6 sowie 228 entfalIen jeweIls die Worte "oder 
6". 

20. Im § 230 Abs. 2 wird folgender zweiter S~tz 
angefügt: 

"Dies gilt auch für Zeiträume, in denen gemäß 
§ 217 Abs. 2 oder gemäß § 218 Abs. 5 der Eintritt 
der Verpflichtung zur Entrichtung eines Säumnis­
zuschlages hinausgeschoben ist." 

21. § 245 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Die Berufungsfrist beträgt einen Monat." 

22. § 304 lautet: 

,,§ 304. Nach Eintritt der Verjährung ist eme 
Wiederaufnahme des Verfahrens ausgeschlossen, 
sofern ihr nicht ein 

a) innerhalb des Zeitraumes, bis zu dessen 
Ablauf die Wiederaufnahme von Amts 
wegen unter der Annahme einer Verjäh­
rungsfrist (§§ 207 bis 209 Abs. 2) von zehn 
Jahren zulässig wäre, oder 

b) vor dem Ablauf einer Frist von fünf Jahren 
nach Eintritt der Rechtskraft des das 
Verfahren abschließenden Bescheides 

eingebrachter Antrag gemäß § 303 Abs. 1 zugrun­
de liegt." 

23. § 314 Z 3 und 4 lautet: 

,,3. für die vierte und jede weitere Alkoholfest­
stellung innerhalb eines Kalendermonats in 
derselben Verschlußbrennerei, wenn sie im 
Interesse des Inhabers der Brennerei vorge­
nommen wird; 

4. für die Vergällung von Alkohol, soweit sie 
nicht für Zwecke der Monopolverwaltung 
vorgenommen wird;" 

24. Im § 314 tritt am Ende der Z 5 an die Stelle 
des Strichpunktes ein Punkt; Z 6 entfällt: 

25. Im § 315 Abs. 1 tritt im ersten Satz an die 
Stelle der Zitierung ,,§ 314 Z 1 bis 5" die Zitierung 
,,§ 314" und lautet der letzte Satz: 

"Die Kommissionsgebühren sind in dem Ausmaß 
zu entrichten, in dem sie auf Grund der §§ 101 
oder 102 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes für 
Amtshandlungen außerhalb des Amtsplatzes zu 
leisten wären." 

26. § 315 Abs. 3 entfällt. 

27 § 316 entfällt. 

28. Z 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 11, 12, 13, 14, 17, 23, 
24, 25, 26 und 27 treten gleichzeitig mit dem 
Vertrag über den Beitritt der Republik Österreich 
zur Europäischen Union in Kraft. 

29. § 207 Abs. 2 in der Fassung der Z 15 ist auf 
Abgabenanspruche anzuwenden, die nach dem 
Inkrafttreten des Vertrages über den Beitritt der 
Republik Österreich zur Europäischen Union 
entstanden sind. 

30. Z 18 und 19 treten mit 1. Jänner 1995 in 
Kraft. 

31. Auf zollrechtliche Bescheide ist § 245 Abs. 1 
erster Satz in der Fassung der Z 21 anzuwenden, 
wenn sie nach dem Inkrafttreten des Vertrages 
über den Beitritt der Republik Österreich zur 
Europäischen Union bekanntgegeben werden und 
auf Grund des gemeinschaftlichen Zollrechts 
ergehen. 

Artikel IX 

Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 

Das Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz, 
BGBI. Nr. 18/1975, in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBI. Nr. 818/1993, wird wie folgt 
geändert: 

1. Im § 2 wird als Abs. 3 angefügt: 

,,(3) Der Bereich der Finanzlandesdirektionen 
für Tirol und Vorarlberg erstreckt sich in 
Angelegenheiten des Zollrechts nicht auf die 
Orts gemeinden Jungholz (Tirol) und Mittelberg 
(V orarlberg). " 

'2. § 3 Abs. 1 lautet: 

,,§ 3. (1) Den in der Anlage angeführten 
Finanzämtern obliegt für ihren Amtsbereich 
unbeschadet der Bestimmungen der §§ 4 bis 14 b 
die Erhebung der Abgaben, soweit diese nicht 
anderen Behörden durch Abgabenvorschriften 
übertragen ist, und die Handhabung der V or­
schriften des Glücksspielmonopols, soweit diese 
den Abgabenbehörden des Bundes erster I~stanz 
durch Gesetz übertragen sind." 

3. Im § 3 wird als Abs. 3 angefügt: 

,,(3) Wenn es organisatorisch zweckmäßig ist 
und den Bedürfnissen einer bürgernahen Verwal­
tung dient, kann der Bundesminister für Finanzen 
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mit Verordnung einzelne politische Bezirke, Orts­
gemeinden oder Gemeindebezirke dem Amtsbe­
reich eines anderen Finanzamtes zuweisen." 

4. In der Aufzählung im § 4 tritt nach den 
Worten "das Finanzamt für Körperschaften in 
Wien" an die Stelle des Beistrichs ein Strichpunkt 
und entfallen die Worte "das Finanzamt für 
Verbrauchsteuern und Monopole in Wien,". 

5. § 6 entfällt. 

6. An die Stelle des § 14 treten die folgenden 
BestimmUI;rgen: 

,,§ 14. (1) Zollbehörden erster Instanz sind: 

Das Hauptzollamt Wien für die Länder Wien, . 
Niederösterreich und Burgenland, 
das Hauptzollamt Linz für das Land Oberöster­
reich, 
das Hauptzollamt Salzburg für das Land 
Salzburg, 
das Hauptzollamt Graz für das Land Steiermark, 
das Hauptzollamt Klagenfurt für das Land 
Kärnten, 
das Hauptzollamt Innsbruck für das Land Tirol, 
das Hauptzollamt Feldkirch für das Land 
V orarlberg. 

(2) Wenn es organisatorisch zweckmäßig ist und 
den Bedürfnissen der Wirtschaft dient, kann der 
Bundesminister für Finanzen mit Verordnung 
einzelne Ortsgemeinden oder Teile von Orts­
gemeinden dem Bereich eines anderen Hauptzoll­
amtes zuweisen. 

(3) Den Hauptzollämtern obliegt unbeschadet 
der Zuständigkeit anderer Behörden 

1. die Vollziehung des Zollrechts (§§ 1 und 2 
des Zollrechts-Durchführungsgesetzes 
ZoIlR-DG); 

2. die Erhebung der Verbrauchsteuern; 
3. die Vollziehung der Monopolvorschriften, 

ausgenommen das Glücksspielmonopol; 
4. die Erhebung des Altlastenbeitrages. 

( 4 ) Die Durchführung des Verfahrerts für 
Ausfuhrerstattungen im Rahmen des Marktord­
nungsrechts, wenn der Antragsteller im Anwen­
dungsgebiet seinen normalen Wohnsitz, satzungs­
mäßigen Sitz, seine Hauptverwaltung oder dauern­
de Niederlassung hat und die Ausfuhranmeldung 
bt;:i einer Zollstelle im Anwendu'ngsgebiet ange­
nommen worden ist,' obliegt dem Zollamt Salz­
burg/Erstilttungen. 

§ 14 a. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat 
unter Berücksichtigung einer wirksamen, einfachen 
und kostensparenden Vollziehung des Zollrechts 
nach den Bedürfnissen des Verkehrs und der 
Wirtschaft den Hauptzollämtern weitere Zollstellen 
als Zollämter erster Klasse, Zollämter zweiter 
Klasse, Zweigstellen von Zollämtern und Zoll­
posten mit Verordnung zuzuordnen. Für die 
Geltungsdauer der im Vertrag über den Beitritt 

der Republik Österreich zur Europäischen Union 
vorgesehenen übergangsregelungen für die Kon­
trollen im Bereich des Straßengüterverkehrs hat 'der 
Bundesminister für Finanzen an den in Betracht 
kommenden Landstraßen mit Verordnung Kon­
trollposten als Außen stellen der Hauptzollämter 
einzurichten. 

(2) Die Zollämter erster Klasse sind befugt, 
1. alle Arten von Waren den im Zollrecht 

vorgesehenen zollrechtlichen Bestimmungen 
zuzuführen, 

2. im Rahmen der Abfindung gemäß dem 
A1koho Steuer und Monopolgesetz 
Bewilligungen zu erteilen und Anmeldungen 
entgegenzunehmen und 

3. Maßnahmen der amtlichen Aufsicht in Zoll-, 
Verbrauchsteuer- und Monopolangelegenhei­
ten, ausgenommen das Glückspielmonopol, 
vorzunehmen. 

Den Zollämtern erster Klasse ist bei Vorliegen 
eines wirtschaftlichen Bedarfes mit Verordnung des 
Bundesministers für Finanzen ein örtlicher Bereich 
für die Abfertigung von Waren außerhalb ihres 
Amtsplatzes und für die Vollziehung der in den 
Z 2 und 3 genannten Angelegenheiten zuzuweisen. 

(3) Die Zollämter zweiter Klasse sind zur 
Abfertigung für die Überführung von Waren in 
den freien Verkehr, in die vorübergehende 
Verwendung oder in die aktive Veredelung sowie 
bei der Ausfuhr oder Wiederausfuhr nur befugt 

1. im Reiseverkehr, sofern es sich um Waren 
handelt, die zu nichtkommerziellen Zwecken 
bestimmt sind, oder 

2. wenn der Wert der Waren 50 000 S nicht 
übersteigt, oder 

3. nach Maßgabe einer Bewilligung, die die 
Finanzlandesdirektion für bestimmte Zolläm­
ter auf Antrag erteilen kann, wenn die 
Benutzung dieses Zollamtes zu einer Verein­
fachung oder Beschleunigung des Verkehrs 
führt und die in der Bewilligung genannten 
Waren bei diesem Zollamt ohne Schwierig­
keiten abgefertigt werden können. 

(4) Der Bundesminister für Finanzen kann mit 
Verordnung innerhalb und außerhalb des Gebietes 
der Ortsgemeinde, in dem das Hauptzollamt oder 
Zollamt seinen Sitz hat, Zweigstellen dieser 
Zollämter errichten, sofern dies den Bedürfnissen 
des Warenverkehrs und Warenumschlages ent­
spricht und organisatorisch zweckmäßig ist. 

(5) Bei Bewilligung eines Nebenwegverkehrs 
gemäß § 21 ZollR-DG kann die Finanzlandes­
direktion an diesem Nebenweg . einen Zollposten 
errichten, wenn es aus Gründen der Kontrolle 
erforderlich ist. Die Errichtung des Zollpostens ist 
durch Anbringung einer Aufschriftstafel kundzu­
machen, die neben dem Bundeswappen und der 
örtlichen Bezeichnung das Wort "Zollposten" zu 
enthalten hat. 
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§ 14 b. (1) Der Bundesminister für Finanzen 
kann unter Berücksichtigung der Bedürfnisse des 
Warenverkehrs und des Warenumschlages mit 
Verordnung 

1. die sachliche Zuständigkeit der Zollstellen 
ändern, 

2. Zollämter in Zweigstellen anderer Zollämter 
oder in Zollposten umwandeln, 

3. Zweigstellen und Zollposten in selbständige 
Zollämter umwandeln, 

4. Zollämter, Zweigstellen und Zollposten 
schließen, . 

5. Zollstellen in das Gebiet einer anderen 
Ortsgemeinde verlegen, 

sofern dies organisatorisch zweckmäßig und im 
Interesse einer wirksamen, einfachen und kosten­
sparenden Vollziehung gelegen ist. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen kann auf 
Grund völkerrechtlicher Vereinbarungen vorge­
schobene Zollstellen auf ausländischem Zollgebiet 
errichten, wenn dies wegen der Verkehrsverhält­
nisse erforderlich oder wegen der Unterbringung 
der Zollstellen zweckmäßig ist. Eine vorgeschobene 
Zollstelle gilt als im Bereich des Hauptzollamtes 
gelegen, zu dessen Bereich die Ortsgemeinde 
gehört, der dieses Zollamt durch Verordnung 
zugeordnet wird. 

(3) Der Bundesminister für Finanzen kann zur 
Vereinfachung des Verfahrens mit Verordnung die 
Zuständigkeiten zur Vorschreibung und Einhebung 
der Abgaben und Nebenansprüche, sowie zur 
Durchführung von Erstattungen in der Ausfuhr, 
ganz oder teilweise von den örtlich im Einzelfall 
zuständigen Hauptzollämtern auf andere Haupt­
zollämter oder Zollämter übertragen, wenn dies im 
Interesse der Kosteneinsparung, des Einsatzes 
technischer Hilfsmittel oder der raschen Durch­
führung des Verfahrens zweckdienlich ist. Alle 
übrigen Zuständigkeiten, die den örtlich im 
Einzelfall zuständigen Hauptzollämtern im Erhe­
bungs(Rechtsmittel)verfahren zukommen, werden 
hiedurch nicht berührt. 

(4) Um den Bedürfnissen der regionalen Wirt­
schaft Rechnung zu tragen, kann die Finanzlandes­
direktion mit Verordnung vom Hauptzollamt 
Zuständigkeiten zu Zollämtern erster Klasse 
auslagern, wenn dies auch aus verwaltungsorgani­
satorischen Gründen zweckmäßig ist. Diese 
Verordnung ist durch Anschlag beim Hauptzoll­
amt und bei dem betreffenden Zollamt kundzuma­
chen. 

(5) Bei Zollstellen auf Flugplätzen, in Bahn­
höfen, in Häfen oder Schiffs anlegeplätzen und in 
Postämtern ist die Befugnis nach § 14 a Abs. 2 und 
3 auf Waren beschränkt, die in der entsprechenden 
Verkehrs art befördert werden. Zur Erleichterung 
des Warenverkehrs können mit Verordnung Aus­
nahmen zugelassen werden." 

7. Die "Anlage 1" erhält die Bezeichnung 
"Anlage". Die Anlagen 2 und 3 entfallen. 

8. Die Bestimmungen der Z 1 bis 7 sind ab dem 
Inkrafttreten des Vertrages über den Beitritt 
Österreichs zur Europäischen Union anzuwenden. 
Werden bei einer Abgabenbehärde bis zum 
31. Dezember des Kalenderjahres des Inkrafttre­
tens Anbringen eingebracht, zu deren Behandlung 
die Abgabenbehärde nur auf Grund der die 
sachliche Zuständigkeit ändernden Bestimmungen 
nicht mehr zuständig ist, so hat die Weiterleitung 
an die zuständige Abgabenbehärde nicht auf 
Gefahr des Einschreiters zu erfolgen, sofern nicht 
der Einschreiter bereits vor der Einbringung seines 
Anbringens über die Anderung der sachlichen 
Zuständigkeit seitens der Abgabenbehärde in 
Kenntnis gesetzt worden ist. 

Artikel X 

Finanzstrafgesetz 

Das Finanzstrafgesetz, BGBL Nr. 129/1958, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 799/1993, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 ]jt. a lautet: 
"a) die bundesrechtlich geregelten und die durch 

unmittelbar wirksame Rechtsvorschriften der 
Europäischen Union geregelten öffentlichen 
Abgaben sowie die bundesrechtlich geregel­
ten Beiträge an öffentliche Fonds und an 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, die 
nicht Gebietskörperschaften sind, soweit 
diese Abgaben und Beiträge bei Erhebung 
im Inland von Abgabenbehörden des Bundes 
zu erheben sind j" 

b) Im Abs. 3 tritt an die SteIle des Wortes 
"Branntweinmonopol" das Wort "Alkoholmono­
pol". 

2. § 5 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"Wird das Finanzvergehen nicht im Inland, aber im 
Zollgebiet der Europäischen Union begangen und 
im Inland entdeckt oder wird es gegenüber einem 
auf Grund eines zwischenstaatlichen Vertrages im 
Ausland einschreitenden Organ einer Abgabenbe­
hörde oder der Zollwache begangen, so gilt es als 
im Inland begangen." 

3. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abs. 2 fit. c entfällt die Z 3. Die Z 4 wird 
als Z 3 bezeichnet. 

b) In den Abs. 4 und 6 treten an die Stelle des 
Wortes "Branntwein" die Worte "Gegenstände des 
Alkoholmonopols" . 

. 4. Im § 23 wird als Abs. 6 angefügt: 
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,,(6) Hat der Täter für die Tat, derentwegen er 
im Inland bestraft wird, schon im Ausland eine 
Strafe verbüßt, so ist sie auf die im Inland 
verhängte Strafe anzurechnen." 

5. Im § 29 Abs. 4 treten an die Stelle des Wortes 
"Branntwein" die Worte "Gegenstände des Alko­
holmonopols" . 

6. § 33 Abs. 6 lautet: 

,,(6) Betrifft die Abgabenhinterziehung eine 
Verbrauchsteuer, so ist auf Verfall nach Maßgabe 
des § 17 zu erkennen. Der Verfall um faßt auch die 
Rohstoffe, Hilfsstoffe, Halbfabrikate, Geräte und 
Vorrichtungen. " 

7. § 35 lautet: 

,,§ 35. (1) Des Schmuggels macht sich schuldig, 
wer eingangs- oder ausgangsabgabepflichtige 
Waren vorsätzlich dem Zollverfahren oder sonst 
der zollamtlichen überwachung entzieht. 

(2) Der Hinterziehung von Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben macht sich schuldig, wer, ohne 
den Tatbestand des Abs. 1 zu erfüllen, vorsätzlich 
unter Verletzung einer abgabenrechtlichen Anzei­
ge-, Offenlegungs- oder Wahrheitspflicht bewirkt, 
daß eine entstandene Eingangs- oder Ausgangs­
abgabenschuld nicht oder zu niedrig festgesetzt 
wird. 

(3) Der Hinterziehung von Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben macht sich ferner schuldig, wer 
vorsätzlich eine Verkürzung einer solchen Abgabe 
dadurch bewirkt, daß er Waren, für die eine 
Abgabenbegünstigung gewährt wurde, zu einem 
anderen als jenem Zweck verwendet, der für die 
Abgabenbegünstigung zur Bedingung gemacht war, 
und es unterläßt, dies dem Zollamt vor der 
anderweitigen Verwendung anzuzeigen. 

(4) Der Schmuggel wird mit einer Geldstrafe bis 
zum Zweifachen des auf die Waren entfallenden 
Abgabenbetrages, die Hinterziehung von Eingangs­
oder Ausgangsabgaben mit einer Geldstrafe bis 
zum Zweifachen des Verkürzungsbetrages geahn­
det. Der Geldstrafe ist an Stelle des Regelzollsatzes 
der Präferenzzollsatz zugrunde zu legen, wenn der 
Beschuldigte nachweist, daß die Voraussetzungen 
für dess"en Inanspruchnahme gegeben waren. 
Neben der Geldstrafe ist nach Maßgabe des § 15 
auf Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu erkennen. 
Auf Verfall ist nach Maßgabe des § 17 zu 
erkennen." 

8. § 36 Abs. 4 entfällt. 

9. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Die Abs. 1 und 2 lauten: 

,,(1) Der Abgabenhehlerei macht sich schuldig, 
wer vorsätzlich 

a) eine Sache oder Erzeugnisse' aus einer Sache, 
hinsichtlich welcher ein Schmuggel, eine 
Verzollungsumgehung, eine Verkürzung 
von Verbrauchsteuern oder von Eingangs­
oder Ausgangsabgaben begangen wurde, 
kauft, zum Pfand nimmt oder sonst an sich 
bringt, verheimlicht oder verhandelt; 

b) den Täter eines in lit. a bezeichneten 
Finanzvergehens nach der Tat dabei unter­
stützt, um eine Sache oder Erzeugnisse aus 
einer Sache, hinsichtlich welcher das Finanz­
vergehen begangen wurde, zu verheimlichen 
oder zu verhandeln. 

(2) Die Abgabenhehlerei wird mit emer Geld­
strafe bis zum Zweifachen des Verkürzungsbe­
trages an Verbrauchsteuern oder an Eingangs­
oder Ausgangsabgaben geahndet, die auf die 
verhehlten Sachen oder die Sachen, die in den 
verhehlten Erzeugnissen enthalten sind, entfallen. 
Neben der Geldstrafe ist nach Maßgabe des § 15 
auf Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu erkennen. 
Auf Verfall ist nach Maßgabe des § 17 zu 
erkennen." 

b) Im Abs. 5 entfällt der Klammerausdruck 
,,(Branntweinaufschlag) ". 

10. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abs. 1 Jit. a entfällt der Klammerausdruck 
,,(ßranntweinaufschlag)" . 

b) Im letzten Halbsatz des Abs. 1 tritt an die 
Stelle der Zitierung ,,§ 17 Abs. 2 lit. c Z 4" die 
Zitierung ,,§ 17 Abs. 2 lit. c Z 3". 

11. Die §§ 42 und 43 und ihre Oberschriften " 
entfallen. 

12. § 44 und seine Oberschnft lauten: 

"Vorsätzliche Eingriffe in die Rechte des Alkohol­
monopols, des Salzmonopols oder des T abakmo­

nopols 

§ 44. (1) Des vorsätzlichen Eingriffes In 

Monopolrechte macht sich schuldig, wer zu 
seinem oder eines anderen Vorteil vorsätzlich 

a) die in den Vorschriften über das Alkohol­
monopol, das Salzmonopol oder das Tabak­
monopol enthaltenen Gebote oder Verbote 
hinsichtlich der Erzeugung, Herstellung, 
Gewinnung, Bearbeitung, Verwendung, Ver­
pfändung oder Veräußerung von Monopol­
gegenständen oder des Handels mit Mono­
-polgegenständen verletzt; hievon ausgenom­
men ist der Handel mit den von der 
Monopolverwaltung in den Verkehr gebrach­
ten Tabakerzeugnissen; 

b) Monopolgegenstände (§ 17 Abs. 4) einem 
monopolrechtlichen Einfuhr- oder Ausfuhr­
verbot zuwider ein- oder ausführt. 
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(2) Der vorsätzliche Eingriff in Monopolrechte . 
wird mit einer Geldstrafe bis zum Einfachen der 
Bemessungsgrundlage geahndet. Die Bemessungs­
grundlage ist zu errechnen: 

a) bei vorsätzlichen Eingriffen in das Alkohol­
monopol nach dem höchsten Verkaufspreis 
für unverarbeiteten Alkohol, berechnet nach 
der im Alkohol oder in einer alkoholhaitigen 
Ware enthaltenen Alkoholmenge, 

b) bei vorsätzlichen Eingriffen in das Salz­
monopol nach dem gemeinen Wert für 
Speisesalz, 

c) bei vorsätzlichen Eingriffen in das Tabakmo­
nopol für Monopolgegenstände, für die ein 
Inlandverschleißpreis festgesetzt ist, nach 
diesem, für andere Monopolgegenstände 
nach dem Inlandverschleißpreis der nach 
Beschaffenheit und Qualität am nächsten 
kommenden Monopolgegenstände und, 
wenn ein solcher Vergleich nicht möglich 
ist, nach dem gemeinen Wert. 

(3) Auf Verfall ist nach Maßgabe des § 17 zu 
erkennen; er umfaßt auch die Rohstoffe, Hilfs­
stoffe, Halbfabrikate, Geräte und Vorrichtungen." 

13. In der Überschrift zu § 45 tritt an die Stelle 
des Wortes "Branntweinmonopols" das Wort 
"Alkoholmonopols" . 

14. § 46 lautet: 

,,§ 46. (1) Der Monopolhehlerei macht sich 
schuldig, wer vorsätzlich 

a) Monopolgegenstände (§ 17 Abs. 4) oder 
Erzeugnisse aus Monopolgegenständen, hin­
sichtlich welcher in Monopolrechte einge­
griffen wurde, kauft, zum Pfand nimmt oder 
sonst an sich bringt, verheimlicht oder 
verhandelt, 

b) den Täter eines in lit. a bezeichneten 
Finanzvergehens nach der Tat dabei unter­
stützt, eine Sache oder Erzeugnisse aus einer 
Sache, hinsichtlich welcher das Finanzver­
gehen begangen wurde, zu verheimlichen 
oder zu verhandeln. 

(2) Die Monopolhehlerei wird mit einer Geld­
strafe bis zum Einfachen der Bemessungsgrundlage 
(§ 44 Abs. 2) geahndet. Auf Verfall ist nach 
Maßgabe des § 17 zu erkennen. 

(3) Wer eine der im Abs. 1 bezeichneten Taten 
fahrlässig begeht, ist mit einer Geldstrafe bis zur 
Hälfte der Bemessungsgrundlage (§ 44 Abs. 2) zu 
bestrafen. 

(4) Die Monopolhehlerei ist ohne Rücksicht 
darauf strafbar, ob der Eingriff in Monopolrechte 
geahndet werden kann." 

15. Im § 47 Abs. 1 entfallen die Zahl 42 und der 
anschließende Beistrich. 

16. Als § 48 a einschließlich der Überschrift wird 
nach § 48 eingefügt: 

"Herbeiführung unrichtiger Präferenznachweise 

§ 48 a. (1) Der Herbeiführung unrichtiger 
Präferenznachweise macht sich schuldig, wer 

1. in einem Verfahren zur Erteilung eines 
Präferenznachweises oder 

2. bei Ausstellung eines Präferenznachweises 
oder einer Lieferantenerklärung oder 

3. in einem Nachprüfungsverfahren 
vorsätzlich oder fahrlässig unrichtige oder unvoll­
ständige Angaben macht oder unrichtige oder 
unvollständige Unterlagen vorlegt. 

(2) Die Tat wird mit einer Geldstrafe geahndet, 
deren Höchstmaß bei vorsätzlicher Begehung 
400 000 S, bei fahrlässiger Begehung 40 000 S 
beträgt. Die Tat unterliegt nicht der gesonderten 
Verfolgung nach § 228 StGB." 

17. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Jit. e lautet: 

"e) Maßnahmen der in den Abgaben- oder 
Monopolvorschriften vorgesehenen Zollauf­
sicht oder sonstigen amtlichen Aufsicht 
erschwert oder verhindert oder die Pflicht, 
an solchen Maßnahmen mitzuwirken, ver­
letzt," 

b) Abs. 1 Jit. f lautet: 

"f) eine zollrechtliche . Gestellungspflicht ver­
letzt." 

18. § 53 Abs. 2 Jit. blautet: 

"b) der Abgabenhehlerei nach § 37 Abs. 1 mit 
Sachen oder mit Erzeugnissen aus Sachen, 
hinsichtlich derer ein Schmuggel, eine Ver­
zollungsumgehung oder eine Verkürzung 
von Eingangs- oder Ausgangsabgaben began­
gen wurde." 

19. § 58 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) lit. a' lautet: 

"a) für Finanzvergehen, die bei oder im Zusam­
menhang mit der Ein-, Aus- oder Durchfuhr 
von Waren begangen werden und für 
Finanzvergehen, durch welche sonst Abga­
ben- oder Monopolvorschriften, deren Hand­
habung der Zollverwaltung oder ihren 
Organen obliegt, verletzt werden, die Haupt­
zollämter Wien, Linz, Salzburg, Graz, 
Klagenfurt, Innsbruck und Feldkirch, wenn 
diese Finanzvergehen in ihrem Bereich 
begangen oder entdeckt worden sind;" 

b) lit. blautet: 

"b) für Abgabenhehlerei und Monopolhehlerei 
die unter lit. a bezeichneten Zollämter, wenn 
diese Finanzvergehen in ihrem Bereich 
begangen oder entdeckt worden sind;" 

c) Jit. c entfällt. 
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d) In der ]jt. f tritt an die Stelle der Worte 
"Abgaben- oder Monopolvorschriften" das Wort 
"Abgabenvorschriften" . 

20. § 82 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In der lit. c entfällt das letzte Wort "oder". 

b) In der ]jt. d tritt an die Stelle des Punktes ein 
Beistrich und wird das Wort "oder" angefügt. 

c) Als Ht. e wird angefügt: 

"e) wenn die Tat im Ausland begangen und der 
Täter dafür schon im Ausland gestraft 
worden ist und nicht anzunehmen ist, daß 
die Finanzstrafbehörde eine strengere Strafe 
verhängen werde." 

21. Im § 90 Abs. 2 treten an die Stelle der Worte 
"im Zollgrenzbezirk" die Worte "in Grenznähe". 

22. § 120 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Die Beantwortung von Ersuchschreiben 
gemäß Abs. 1, die sich auf Straftaten einer 
bestimmten Person beziehen, darf mit dem 
Hinweis auf bestehende gesetzliche Verpflichtun­
gen zur Verschwiegenheit oder darauf, daß es sich 
um automationsunterstützt verarbeitete personen­
bezogene Daten handelt, nur dann abgelehnt 
werden, wenn diese Verpflichtungen Abgabenbe­
hörden gegenüber ausdrücklich auferlegt sind oder 
wenn der Beantwortung überwiegende öffentliche 
Interessen entgegenstehen, die im einzelnen 
anzuführen und zu begründen sind." 

23. Im § 124 Abs. 1 und im § 136 tritt jeweils an 
die Stelle des Buchstaben "d" der Buchstabe "e". 

24. Im § 138 Abs. 2 Ht. d entfällt der Strichpunkt 
und es wird angefügt: 

"oder einer im Ausland verbüßten Strafe (§ 23 
Abs.6);" 

25. § 146 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abs. 1 tritt an die Stelle des Betrages von 
,,8 000 S" der Betrag von ,,10 000 S". 

b) Im Abs. 2 lit. b treten an die Stelle der 
Zitierung ,,§ 44 Abs. 1 Iit. c" die ZitierUIig ,,§ 44 
Abs. 1 Iit. b" und an die Stelle des Betrages von 
,,4 000 S" der Betrag von ,,5 000 S". 

26. Im § 174 Abs. 2 treten an die Stelle der 
Worte "Im Zollgrenzbezirk" die Worte "In 
Grenznähe " . 

27. Im § 197 Abs. 4 treten an die Stelle des 
ersten Satzes folgende Sätze: 

"Personen, die nach Abs. 3 festgenommen wurden, 
sind durch die Finanzstrafbehörde erster Instanz 
unverzüglich zur Sache sowie zu den Voraus­
setzungen der Verwahrungs haft zu vernehmen 
und, wenn sich dabei ergibt, daß kein Grund zur 
weiteren Anhaltung vorhanden ist, sogleich frei­
zulassen. Ist jedoch die weitere Anhaltung des· 
Festgenommenen erforderlich, so ist er ohne 
unnotlgen Aufschub, längstens aber binnen 
48 Stunden nach der Festnahme dem zuständigen 
Gericht einzuliefern. In diesem Fall ist rechtzeitig 
der Staatsanwalt zu verständigen; erklärt dieser, 
daß er keinen Antrag auf Verhängung der 
Untersuchungshaft stellen werde, so ist der 
Festgenommene sogleich freizulassen. Eine vorläu­
fige Abnahme der Reisepapiere oder der zur 
Führung eines Fahrzeuges erforderlichen Papiere 
mit Zustimmung des Staatsanwaltes nach § 177 
Abs. 3 StPO obliegt; der Finanzstrafbehörde erster 
Instanz." 

28. § 200 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In der lit. a tritt an die Stelle des Strich­
punktes ein Punkt und entfällt der letzte Halbsatz. 

b) In der lit. c tritt an die Stelle der Wendung 
"Anordnung von Haftprüfungsverhandlungen 
(§ 195 StPO)" die Wendung "Anberaumung von 
Haftverhandlungen (§§ 181 und 182 StPO)". 

c) In der lit. d tritt an die Stelle des Wortes 
"Haftprüfungsverhandlungen" das Wort "Haft­
verhandlungen ". 

29. Auf die Hinterziehung von Einnahmen des 
Branntweinmonopols oder des Salzmonopols, auf 
die fahrlässige Verkürzung von Einnahmen des 
Branntweinmonopols oder des Salzmonopols sowie 
auf Finanzvergehen betreffend den Branntweinauf­
schlag und den Monopolausgleich und die im 
§ 114 des Alkohol - Steuer und Monopolgesetzes 
genannten Vorschriften ist unabhängig vom Zeit­
punkt ihrer Begehung das Finanzstrafgesetz in der 
bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 
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